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Holland unterwirft ſich der Entente.

Miniſter Loudon erklärte geſtern in der holländiſchen
Kammer, daß die niederländiſche Regierung ſich ge-
zwungen ſah, die Forderung der alliierten Regie-
rungen, die niederländiſchen Schiffe durch die gefährdete
Zone fahren zu laſſen, an deren Annahme dieſe die Lieferung
von 100000 Tonnen Weizen zum 15. April geknüpft haben, an
zunehmen, da Deutſchland auf eine dahin gehende Frage jetzt
erklärte habe, unmöglich innerhalb zweier Monate 100 000 Tonnen
Weizen liefern zu können. Sie hat jedoch ihre Zuſtimmung von
folgenden Bedingungen abhängig gemacht:

Holland muß auf die Verteilung des niederländiſchen Schiffs,
raumes und auf die Verſorgung des Landes nach dem im „the
London basis of agreement“ gegebenen Maßſtabe rechnen können,
Bunkerkohle muß für die Anfuhr nach den Niederlanden und für
die dazu anzuweiſenden niederländiſchen Schiffen gewährt werden.
Was die Fahrten der niederländiſchen Schiffe durch die gefährdete
Zone angeht, ſo müſſen die alliierten Regierungen dafür ſorgen,
daß die Schiffe keine Truppen und kein Kriegsmaterial trans-
portieren und nicht bewaffnet werden, daß es den Beſatzungen
freigeſtellt wird, an den Fahrten teilzunehmen oder nicht, und
endlich, daß die eventuell vernichteten Schiffe ſofort nach dem
Kriege erſetzt werden. Die Regierung kann und darf nicht
weitergehen. Der Miniſter fügte noch zu den Mitteilungen hin
zu, daß er, ſowie die Antwort der alliierten Regierungen
ihn erreicht habe, auch dieſe der Kammer mitzeilen
Erklärung des Miniſter zu der morgiſchen Sir di

Das Korreſpondenzbureau teilt noch mit: Nach der Erklärung

des Miniſters Loudon ſchlug der Vorſitzende vor, die Diskuſſion
bis nach Empfang der Antwort der Entente zu verſchieben. Der
Abgeordnete Lohmann wollte nur Aufſchub bis morgen, da,
wenn das niederländiſche Volk anders denkt als die Regierung,
es von großer Wichtigkeit ſein könne, daß die alliierten Regie-
rungen das erfahren. Nolens war derſelben Meinung. Er
proteſtiert jetzt bereits mit einigen Worten gegen die Handlungs-
weiſe der ſogenannten Beſchützer der kleinen Nationen. Es
wurde beſchloſſen, die Diskuſſion bis morgen nach der Pauſe
aufzuſchieben.

Wie weiter aus dem Haag gemeldet wird, ſind ſich die leitenden
Kreiſe des Parlaments im unklaren darüber, obLoudon in ſeiner Rede
die ganze holländiſche Tonnage den Alliierten zur Verfügung
ſtellen will oder nur den in Amerika befindlichen Teil. Der
Schlußſatz der Rede, in dem Loudon darauf hinwies, daß durch
obige Antwort Holland ſich einen großen Teil ſeiner Flotte ſichert,
läßt auf eine nur teilweiſe Ueberlaſſung ſchließen.

Die geſamte Abendpreſſe greift die Re
gierung an.

Die holländiſchen Reeder glauben nicht, daß die Entente tor
pedierte holländiſche Schiffe erſetzen werden. Wohl rechnet man
mit einer Vergütung an Geld; aber dieſes hat wenig Wert, da

man keine Schiffe kaufen kann. Es herrſcht in Reederkreiſen große
Verſtimmung über den Beſchluß der Regzierung, den man als eine
Erniedrigung empfindet.

Von der Verliner Preſſe liegt nur eine Aeußerung der all-
deutſchen Deutſchen Tageszeitung vor: „Bei aller Wür-
digung der tatſächlich ſchwierig gewordenen Lage Hollands muß
von der deutſchen Regierung erwartet werden, daß ſie mit un
bedingter Entſchiedenheit, die im deutſchen Lebens-
intereſſe gebotenen Folgerungen aus der die Neutralität
verletzenden Haltung Hollands zieht.“
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zu werden.

Stockholms Dagblad vom 15. März ſchreibt zu der Ver
gemalkiguns Hollands: Jn allen wirklich neutralen Ländern mit

iebe und Freiheit zur Selbſtändigkeit dürfte das Urteil über
die geplanten entſetzenerregenden Gewaltmaßnahmen
der Entente Mitgefühl für das rückſichtslos behandelte Holland
voll ausdrücken. Wie man nach Daily Telegraph urteilen kann,
ſuchen die Alliierten die Gewaltmagzregeln als völkerrechtlich
korrekt hinzuſtellen. Ehrlicher wäre es geweſen, die Ereigniſſe
von 1807 anzuführen, als Dänemarks Kriegsflotte annektiert
wurde, ohne daß man verſuchte, den wirklichen Charakter der
Handlungsweiſe zu verſchleiern oder als edelmütiger Beſchützer
kleiner Nationen aufzutreten. Auf Kommentare zur amerikaniſchen
Motivierung verzichtet man am beſten von vornherein. Das Ver-
fahren gegen Holland gehört zu denen, die ihre Schatten voraus
werfen. Neutrale Länder können daraus als Hauptſache die
Schlußfolgerung für ſich ſelbſt ziehen. Man darf erwarten, daß
Hollands Regierung angeſichts der Gewalt ſich der alten Tradi-
tionen des Landes würdig erweiſen und mit dem
nicht paktieren wird. Die Geſchichte beweiſt, daß die Gewalttat
ges Holland zu denen gehört, die ſich auf die Dauer nicht

ezahlt machen.

Nya Dagligt Allehanda vom 15. März ſagt: Die neue
Forderung der Alliierten gegen Holland kommt unerwartet. Manmuß den Feitan en recht geben, wenn ſie ſagen, daß dieſe Gewalt-

tat aufs deutlichſte die verzweifelte L age der Entente
bekräftigt.

Der Friedensvertrag mit Rußland vom Sowjet-
Kongreß ratifiziert.

Der ruſſiſche Volkskommiſſär für auswärtige Angelegen-
heiten hat an die Auswärtigen Aemter in Berlin
und Wien folgenden Funkſpruch gerichtet:

Am 16. März 1918 hat der außerordentliche Allruſſiſche
Kongreß der Sowjets der Arbeiter, Soldaten, Bauern und
KoſakenDeputierten in der Stadt Moskau den Friedens
vertrag, den Rußland am 2. März d. J. in BreſtLitowsk
mit den Mächten des Vierbundes geſchloſſen hatte, ratifi
ziert.

Dem Austauſche der Ratifikationsurkunden, der bebannt-
lich in Berlin zu erfolgen hat, ſteht ſonach kein Hindernis
mehr entgegen, ſobald die Vierbundmächte ein diesbezügliches
Verlangen ſtellen werden.

Jn der Sitzung des jetskongreſſes, welcher den Friedensver
trag beſtätigte, waren 1094 Abgeordnete anweſend; davon 732 BVol-
ſchewiſten und 288 Sozialiſten vom linken Flügel. Der Vorſitzende
Sworolof las Begrüßungsdrahtungen vor, darunter auch die
Botſchaft des Präſidenten Wilſon. Darauf hielt Lenin eine Rede;
die ihm dargebrachten Huldigungen daß ſeine Stellung
unerſchüttert iſt. Während der Sitzung brach unter dem
Podium des Vorſitzenden Feuer aus; es gab nicht die Wrdere Ver
wirrung trotz aller Gerüchte über anarchiſtiſche Anſchläge. Das
Feuer wurde mit Löſchapparaten unterdrückt.

Das angebliche Attentat auf Lenin.
Stockholm, 18. März. Nowhyj Leſtſch, das Organ der Vereinig-

ten Sozialdemokraten, meldet, die Unterſuchung wegen des Atten-
tats auf Lenin habe nach dem Verhör aller Zeugen keine Anhalts-
punkte ergeben, daß dieſes Attentat wirklich ſtattgefunden hat. Der
Chauffeur hörte tatſächlich einen Schuß, er weiß aber nicht, aus
welcher Richtung derſelbe gefallen iſt. Auch Lenin iſt nicht im
ſtande geweſen, genaueres anzugeben. Die ganze Angelegenheit
wurde nach dieſen Ergebniſſen im SmolnyJnſtitut für erledigt
erklärt.

Trotzkis erſter Armeebefehl.
Stockholm, 18. März. Die Zeitung Utro Roſſij veröffentlicht

den erſten von Trotzki an die Roten Gardiſten erlaſſenen Armee-
befehl, in dem er darauf hinweiſt, daß für Rußland der Kampf noch
nicht beendet ſei und daß das Land eine mächtige Armee haben
müſſe, um die internationalen Kapitaliſten wirkſam
bekämpfen zu können. Trotzki fordert alle auf, jung und alt, Frauen
und Kinder und Große, ſich unter den Fahnen der Revolution im
heiligen Krieg gegen die Uebermacht der Bourgeoiſie
zu ſcharen.

Die engliſche Botſchaft aus Rußland in London
eingetroffen.

Genf, 18. März. Nach dem Matin iſt die aus Rußland abge
reiſte engliſche Botſchaft in London eingetroffen. Sie ſoll dieſer
Tage vom König empfangen werden.

Der Kampf um die Freiheit.
Die letzte Parlamentswoche vor Oſtern bringt wichtige

Entſcheidungen: ſie liquidiert den Krieg im Oſten, entſcheidet
über neue Kriegskredite für den Weſten, greift tief hinein
über die Verwendung der Kriegsgelder Daimler! und
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Noch immer wird mit Heftigkeit die Debatte fortgeführt,
ob der Ruſſenfrieden hätte anders ausſehen können und
müſſen. Eins der führenden Blätter der Reichstagsmehrheit,
die Germaniag, verteidigte den Friedensſchluß von Breſt-
Litowſk mit allem Nachdruck gegen ſeine Kritiker. Weder der
erneute Appell an die Waffen, noch das ſchließlich geſtellte
Friedensultimatum widerſprächen irgendwie der Reichstags
reſolution vom 19. Juli, die keineswegs auf die an ſich ſtets
brutalen Mittel des Krieges zur Erreichung des Friedens
verzichtet hätte. Jhr entſcheidender Jnhalt ſei vielmehr der
Verzicht auf die Vergewaltigung von Völkern und die Durch
führung des Friedens von Breſt-Litowſk unter Aufſicht der
Reichstagsmehrheit werde zeigen, daß es uns mit der Durch
führung des Selbſtbeſtimmungsrechts bei dem ehemals ruſſi
ſchen Grenzvölkern ernſt ſei.

Auch im Berliner Tageblatt nahm ſich der freiſinnige
Reichstagsabgeordnete Dr. Ludwig Haas des vielgeſchmähten
Friedens von Breſt an. Das alte Rußland habe ſich eben in
ſeine Teile aufgelöſt, und ſo demokratiſch und gerecht ſei es
nicht organiſiert geweſen, daß wir es nun mit aller Gewalt
wiederherſtellen müßten; es ſei wirklich kein unbedingtes
Gebot der Demokratie, daß Finnland, Polen und die balti-
ſchen Länder unbedingt gegen ihren Willen um deswillen
beim ruſſiſchen Reiche verharren ſollten, damit kein „Stachel“
zurückbleibe. Nur warnt Haas davor, die Randſtaaten durch
ewige Verträge zu binden, damit man ihnen nicht den Rück
weg zu Rußland verbaue, falls ſich das ruſſiſche Reich ſpäter
etwa mieder zuſammenfinden, ſollte dis Entwicklung laſſe

Jn ähnlicher Weiſe ſprechenſich heute noch nicht abſehen.
ſich andere liberale und fortſchrittliche Blätter mit Beſtiinmt
heit dahin aus, daß wir die engſte Anlehnung der einſt von
Rußland mit Gewalt eroberten Randſtaaten an Deutſchland
mit Freuden begrüßen könnten, wenn ihnen nicht dabei Ge
walt angetan werde, ſondern ihr freier Wille entſcheide. Das
Fehlen jedes Widerſpruchs gegen die Anlehnung. an Deutſch
land ſei kennzeichnend dafür, daß die baltiſchen Provinzen
z Litauen wirklich nach freiem Entſchluß von Rußland los
wollten.

Der Deputation der Kurländer hat nun der deutſche
Reichskanzler geantwortet, daß wir die Errichtung eines
Herzogtums Kurland begrüßen, über deſſen Schickſal aber
nicht vom jetzigen Landesrat, ſondern von einer Verfamm
lung auf breiterer Grundlage entſchieden werden ſolle. Bis
dahin wird offenbar auch über die Annahme der Herzogs-
krone durch Wilhelm II. nichts endgültiges beſchloſſen werden.
Dieſe Entwicklung der Oſtfrage kann wirkſam der Meinung
entgegenarbeiten, daß es ſich doch nur um verſchleierte An
nexionen handle. Wenn der Reichstag darüber wacht, daß die
Randvölker Gelegenheit erhalten, ihren Willen frei und un
beeinflußt auszuſprechen, wird der Oſtfriede eine geſunde
und dauerhafte Neuordnung ſchaffen.

Den ſchärfſten Kampf gegen die Kriegsgewinnler macht
inzwiſchen die innere Ordnung im Reiche notwendig. Man
darf ſich durch die einſtimmige Annahme der Anträge zum
Fall Daimler im Hauptausſchuß des Reichstages nicht darüber
täuſchen laſſen, daß die Unterdrückung des großinduſtriellen
Kriegswuchers auf ſehr ſtarke Widerſtände ſtoßen wird.
Gegen Daimler hat auch der nationalliberale Stöve im
Hauptausſchuß ſcharf Stellung genommen, und das haben
ihm ſeine Kollegen von der Kriegsinduſtrie ſchwer verdacht.
Georg Bernhard enthüllt nun in der Voſſiſchen Zeitung,
daß Kommerzienrat Stöve als Leiter der Zeitzer Chemiſchen
Werke ſelbſt ſo ungeheure Kriegsgewinne erzielt hat, daß die
Aktien dieſer Geſellſchaft, die vor dem Kriege auf 40 ſtanden,
jetzt auf 500 geſtiegen find. Um die tatſächlich noch höheren
Rieſengewinne zu verſchleiern, hat Stöves Geſellſchaft, die
vor dem Krieg ſehr faul ſtand, ihrem Direktor Stöve Ent
laſtung verweigert hatte und gegen ihn mit Regreßklagen
vorging, im Jahre 1916 ſogar Gratisaktien ausgegeben.
Die Kriegsgewinne der Geſellſchaft des Generaldirektors
Stöve ſind alſo in der Tat viel ungeheuerlicher und noch un
berechtigter, als der Kriegswucher der Daimler-Werke, über
die der Reichstagsabgeordnete Stöve ſich entrüſtet hat. Dieſes
Genrebild mahnt ſehr eindringlich daran, nicht zu glauben,
daß hinter jedem ſcharfen Wort gegen Kriegsgewinne und
Kriegsgewinnler ſchon wirklich der Wille ſteht, ihnen etwas
anzutun. Letzten Endes gibt es gegen die Auswucherung
der Allgemeinheit nur einen Schutz: die planmäßige Aus
dehnung der Gemeinwirtſchaft. Genau wie den einzelnen
Konſumenten ſeine Organiſierung im Konſumverein beſſer
ſchützt als die Wuchergeſetze.

Von entſcheidender Bedeutung dafür, ob in Zukunft in
Deutſchland die Kriegsgewinnler herrſchen oder die Jnter
eſſen der breiten Maſſen des Volkes, ob die Randvölker mit
Deutſchland einen freien Bund eingehen oder unter einer
Scheinfreiheit annektiert und vergewaltigt werden werden,
wird ſein, ob der nächſte preußiſche Landtag noch ein Junker-
parlament oder eine Stätte der Demokratie ſein wird. Oſt-
friede und induſtrieller Kriegswucher hängen aufs engſte mit
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ber preußiſchen Wahlrechtsfrage zuſammen. Ueber dieſe fällt einen friedlichen freundſchaftlichen Nachbar für alle Zukunft her
die Entſcheidung erſt zwiſchen Oſtern und Pfingſten, und
zwar hat der Seniorenkonvent des Abgeordnetenhauſes jetzt
beſchloſſen, die Beratung der Wahlrechtsvorlage wirklich bis
Pfingſten zu Ende zu bringen. Jn Verbindung mit der
Erklärung des Reichskanzlers Grafen Hertling, daß er mit
dem gleichen Wahlrecht ſtehe und falle, hat das die Aus-
e auf Annahme der Wahlrechtsvorlage bedeutend ver
beſſert.

Der Kampf für die Freiheit des preußiſchen Volkes und
der Völker, deren Schickſal das Kriegsglück in ſeine Hand ge-
legt hat, iſt noch nicht entſchieden: aber nie war weniger
Grund als heute, am Siege der Freiheit in Deutſchland zu
verzweifeln.

Deutſcher Reichstag.
142. Sitzung, Montag, 18. März, nachmittags 2 Uhr.
Am Bundesratstiſch: Reichskanzler Graf Hertling, v. Pahyer,

Wallraf, Dr. Solf.
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt das Etatsnotgeſetz.
Abg. Haaſe (U. Soz.): Wir lehnen den Etat ab, denn wir können

einer Regierung kein Vertrauensvotum erteilen, deren wahre Ge-
ſich zeigt in der Aufrichtung der Militärdiktatur, in der

reicherung großkapitaliſtiſcher Unternehmungen, in dem Gewalt-
frieden mit Rußland, in der Niederringung der Revolution in Finn-
land, der Unterdrückung der Volksmaſſen in Eſtland und Livland
zugunſten einer kleinen bevorrechteten Herrenkaſte. Getreu unſeren
ſozialdemokratiſchen Grundſätzen lehnen wir deshalb den Etat ab.
Bravo b. d. U. Soz.)

Abg. Scheidemann (Soz.): Bisher war es Brauch, ſolche Not
geſetze ohne weitere Debatte glatt zu bewilligen. Wir ſehen um ſo
weniger Anlaß, davon jetzt ab ichen, da wir gerade in den letzten
Tagen mitten in politiſchen Debatten geſtanden haben und im un
mittelbaren Anſchluß an die Erledigung dieſes Etats bereits wieder
in eine hochpolitiſche Debatte hineingehen werden. Wir ſehen in der
Erledigung dieſes Notetats keine Vertrauenskundgebung, ſondern
wir wünſchen, daß nicht etwa jeder einzelne Reichsbeamte nach dem
1. April das Reich verklagt, damit er ſeine Gehälter bekommt,
ſondern daß das Reich ſeine Geſchäfte ordnungsmäßig weiter führen
kann. Darum ſehen wir keine Veranlaſſung, bei dieſer Gelegenheit
eine politiſche Debatte vom Zaune zu brechen. (Bravo! b. d.
Mehrhert.)

Das Notetatsgeſetz wird dem Hauptausſchuß überwieſen.
Es werden hierauf zunächſt die

Friedensverträge mit Rußland und Finnland
Zur Verhandlung geſtellt.

Reichskanzler Graf Hertling
geht zunächſt kurz auf die Entwicklung der Friedensverhandlungen
mit Rußland ein. Der Gang der Verhandlungen in Breſt-Litowſk
iſt den Herren bekannt. Sie alle erinnern ſich der endloſen Reden,
die nicht ſo ſehr für die Teilnehmer der Delegation, als für die
weiteſte Oeffentlichkeit beſtimmt zu ſein ſchienen Sie erinnern ſich
der Unterbrechung und der ſchließlichen Wiederaufnahme der Ver-
handlung. Man war an dem Punkt angelangt, wo es ſich um ein
entweder oder handelte. Am 3. März iſt in Breſt-Litowſk der
Friede unterzeichnet worden.

Am 16. März iſt in Moskau von der zuſtändigen Verſammlung der
Friede ratifiziert worden.

Beifall.) Jch habe nicht die Abſicht, mich mit der Beurteilung aus-
einanderzuſetzen, die dieſer Friedensvertrag bei den feindlichen
Mächten gefunden hat. Wo die Heuchelei zur zweiten Natur ge-
worden iſt (Sehr wahr!), wo die Unwahrhaftigkeit ſich bis
zur Brutalität geſteigert hat (Lebh. Sehr richtig!), wo man in
demſelben Augenblick, da man ſich anſchickt, die drückende Hand auf

ine neutralen Staat zu legen, zu ſagen wagt, daß die dabei ver
folgte Politik die der vollen Selbſtloſigkeit ſei, da ſcheitert jeder
Verſuch ſtändiger Auseinanderſetzung und ſachlicher Widerlegung.
Sehr wahr!) Und wenn eine Deveſche aus Waſhington den in Mos-
kau verſammelten Kongreß die Sympathie der Vereinigten Staaten,
wie es dort heißt, „in dem Moment glaubte ausſprechen zu ſollen,
wo die deutſche Macht ſich eingedrängt hat, um den Kampf für die
Freiheit um den einen Erfolg zu bringen“ (Zuruf b. d. U. Soz.:
Sehr richtig! Finnland! Große Unruhe rechts. Ruf: Sind das
Deutſche? Rufe b. d. U. Soz.: Ja, Deutſche! Vizepräſident
Paaſche: Jch erſuche den Abg. Haaſe, ſolche Zwiſchenrufe zu
unterlaſſen, die das Haus aufreizen müſſen!) ſo lege ich das zu
allem andern. Wir wünſchen nichts anderes, als daß dem ſchwer-
geprüften Rußland bald geordnete ſtaatliche Verhältniſſe wieder
gegeben ſein möchten. Der Jhnen vorgelegte Vertrag enthält keiner
lei entehrende Bedingungen für Rußland, keine drückenden Kontri-
vutionen, keine gewaltſame Aneignung ruſſiſchen Gebietes (Lachen
b. d. U. Soz). Wenn Randſtaaten aus der ruſſiſchen Staatsober-
hoheit ausſcheiden, ſo entſpricht das dem eigenen von Rußland an-
erkannten Willen dieſer Staaten. Wir hoffen und wünſchen, daß
dieſe Völker unter dem Schutze des mächtigen Deutſchen Reichs ſich
ſelbſt die Geſtalt geben mögen, die ihrer kulturellen Entwicklung,
ihrer Sinnesart und ihren Verhältniſſen entſpricht. Am weiteſten
iſt die Entwicklung in Kurland vorangeſchritten. Die vor einigen
Tagen hier eingetroffere Deputation des kurländiſchen Londesrats
als der anerkannten Vertretung Kurlands hat den Auftrag, die
Selbſtändigteit und Unabhängigkeit Kurlands, die Loslöſung von
den bisherigen ſtaatlichen Verhältniſſen zum Ausdruck zu bringen
und den Wunſch kundzugeben, in eine enge wirtſcbaftliche, mili-
täriſche und politiſche Beziehung zu Deutſchland zu treten. Jn der
Antwort, die ich im Auftrage des Kaiſers als des völkerrechtlichen
Vertreters des Deutſchen Reichs zu geben hatte, konnte ich mit
Freuden

die Anerkennung Kurlands als eines unabhängigen Landes
rusſprechen und Kurland hierzu veglückwünſchen. Die endgültige
Entſcheidung über die zukünftige Geſtaltung des Verhältniſſes zu
Deutſchland mußte ich mir aber dorbehalten, bis die Verhältniſſe
ſich dort weiter konſolidiert und ſämtliche zuſtändigen Faktoren
geſprochen haben würden. Vom litauiſchen Landesrat iſt bekanntlich
ſchon im vorigen Jadre gleichfalls eine enge miltäriſche, wirtſchaft
ſche und politiſche Angliederung an Deutſchland beſchloſſen worden.
Jch erwarte in den allernächſten Tagen das Erſcheinen einer
litguiſchen Deputation, die uns dieſen Beſchluß zur Kenntnis brin-
gen wird, worauf
die Anerkennung Litauens als eines unabhängigen Staatsweſend
erfolgen kann. Wie ſich dort die Verhältniſſe weiter entwickeln, muß
dann mit Ruhe abgewartet werden. Eſtland und Livland
vefinden ſich bekanntlich öſtlich der im Friedensvertrag vereinbarten
Grenze bleiben aber nach dem Friedensvertrag ſo lange von deut
ſcher Polizeimacht beſetzt, bis die Sicherung ſelbſtändiger Ein-
richtungen gewährleiſtet und die ſtaatliche Ordnung hergeſtellt iſt.
Dann wird auch für dieſe Länder der Augenblick gekommen ſein,
ſich um ihre politiſche Neuorientierung zu bemühen. Auch dieſen
Ländern gegenüber wünſchen wir in ein nachbarliches, freundſchaft
liches Verhältnis zu kommen, aber ſo,

daß auch ein freundſchaftliches Verhältnis mit Rußland
nicht ausgeſchloſſen iſt.

Browo!) Polen iſt vekanntlich durch die Proklamation der beiden
Kaiſer vom November 1916 die Selbſtändigkeit vor aller Welt zurück
egeben. Daraus folgt, daß auch die Verhandlungen über die weitere

eſtaltung des neuen Staatsweſens nur durch gemeinſame Ver-
handlungen einerſeits zwiſchen Deutſchland und Oeſterreich-Ungarn,
anderſeits mit Polen zu Ende geführt werden können. Jnzwiſchen
ſind Anregungen aus politiſchen Kreiſen Polens an die Regierung
und auch an Mitglieder dieſes Hauſes gelangt, Anregungen für
eine Geſtaltung des künftigen Verhältniſſes zu uns. Wir werden
gern prüfen, ob und inwieweit ſich dieſe Anregungen mit dem Ziele
der beiden verbündeten Mächte decken, in dem neugeſchaffenen Polen

zuſtellen.
Wenn Sie, wie ich nicht zweifle, den Verträgen Jhre Genehmi-

gung geben, und wenn dann, wie wir hoffen, bald auch der Friedemit Rumänien zum an gereift ſein wird, dann wird der Friede

auf unſerer ganzen nt hergeſtellt ſein. (Bravo!) Aber wir
dürfen uns keiner Täuſchung hingeben:

der Weltfrieden iſt noch nicht da.
Noch zeigt ſich leider in den Staaten der Entente nicht die ge

ringſte Neigung, von dem furchtbaren Kriegshandwerk abzuſtehen.
Noch immer zeigt ſich der Wille, den Krieg ſetzen bis zu
unſerer Vernichtung. Wir werden nicht den Mut verlieren. vo!)
Wir ſind auf alles gefaßt und ſind bereit, noch ſchwerere r zu
bringen. (Bravo!) Gott, der uns bisher ge n, wird uns auch
weiter helfen. Wir vertrauen auf unſere gerechte Sache, auf unſer
unvergleichliches Heer, ſeine herrlichen Führer, ſeine heldenmütigen
Kämpfer, auf unſer tapferes ſtandhaftes Volk.

Die Verantwortung aber für all datz Blutvergießen
wird auf die Häupter derer fallen, die in frivolſter Verſtocktheit der
Stimme des Friedens nicht Gehör geben. (Stürm. Zuſt. d. d. Mehr
heit, Ziſchen b. d. U. Soz. Erneuter lebhafter Beifall.)

Unterſtagatsfekretär im Auswärtigen Amt v. dem Buzſche
wendet ſich gegen die Behauptung der ruſſiſchen Delegation, ſie habe
keine Zeit mehr zur Nachprüfung des Jnhalts des Vertrages gehabt.
Tatſächlich war ſie mit dem Jnhalt der Verträge ſehr genau bekannt.
Der erſte ruſſiſche Delegierte, Herr Sokolnikoff, lehnte unſer An-
erbieten, die wirtſchafts politiſchen und rechts politiſchen Verträge in
einer keſonderen Kommiſſion durchzuberaten, ab. Die Finnen waren
dem ihnen von Rußland aufgezwungenen Krieg von vornherein ab
hobd. Unſere Verhandlungen mit ihnen ſind glatt verlaufen.Abg. Fehrenbach (Zentr.): Wir begrüßen ſie Feſtlegung freund-
ſchaftlicher Beziehungen zu dem ſelbſtändigen Finnland. Dem Hilfe-
vuf Finnlands Folge zu leiſten, glaubten wir verpflichtet zu ſein.
Ein Grund zum Mißtrauen wegen unſerer Aktion in Finnland
liegt für Schweden nicht vor. Für uns handelt es ſich nur darum,
das unglückliche Land von den bolſchewiſtiſchen Räuberbanden zu
ſäubern. Eſtland und Livland ſind noch Beſtandteile Rußlands; ſoll
ten ſie ſich aber von Rußland loslöſen wollen, ſo würden ſie unſere
Sympatdie haben. Kurland hat ſich für ſelbſtändig erklärt und
wünſcht möglichſte Anlehnung an Deutſchland und hat

ſeine Krone dem deutſchen Kaiſer angeboten.

Das ganze deutſche Volk freut ſich über dieſen Beweis der
Sympathie. Aber Entſchlüſſe von ſo ſchwerwiegender Bedeutung
bedürfen ſorgfältigſter Erwägung. Man muß fragen, wieweit die
nicht deutſchen Bewohner Kurlands am kurländiſchen Landesrat
und ſeiner Entſchließung beteiligt ſind. Jn dieſer Beziehung haben
die uns gegebenen Erklärungen vollkommen beruhigt. Ebenſo iſt da-
durch die Legende zerſtört worden, daß die Entſchließung unter
militäriſchem Druck zuſtande gekommen iſt. Wir brauchen auch nicht
zu befürchten, daß die kurländiſche Bevölkerung ſich ſpäter von
Deutſchland abwenden und zu Rußland, wenn die Verhältniſſe ſich
dort konſolidiert haken, hinwenden werde. Jmmerhin bleibt es
wünſchenswert, daß die Entſchließung des Landesrats durch eine auf
breiterer Baſis gewählte Volksvertretung ratifiziert werde. Auf
deutſcher Seite iſt die Zuſtimmung des Reichstages notwendig; ichnehme an, daß auch die deutſche Regierung dieſe Auffaſſung teilt

Litauen entbehrt noch der ſtaatlichen Selbſtändigkeit, Jch nehme
an, daß demnächſt eine litauiſche Deputation beim Reichskanzler
eintreffen und aus den Verhandlungen mit ihm die Sicherheit der
h Selbſtändigkeit mit nach Hmiſe nehmen wird. Das
katholiſche litauiſche Volk muß auch in ſeiner Spitze katholiſch ſein;
das iſt ebenſo ſelbſtverſtändlich wie das andere, daß die proteſtan
tiſchen Kurländer einen proteſtantiſchen Herzog haben müſſen. Von
den Polen erwarten wir das ehrliche Bekenntnis zur Anſchauung
von der Jntegrität des Reiches. Anderſeits müſſen wir allen
Annexionsplänen Polen gegenüber entſagen und ihnen wirtſchaftlich
entgegenkommen. Die Cholmer Frage wird nach den Erklärungen
des öſterreichiſc n Miniſterpräſidente nuvohl zur Zufriedenheit der
Polen gelöſt werben. Wie die ruſſiſche Kevolutiva das Selbſtbeſtim
mungsrecht der Völker auffaßt, haben die Finnen und Ukrainer zu
ſpüren vekommen. Es iſt eine Ehrenpflicht Deutſchlands, das Selbſt
beſtimmungsrecht der Völker r ad uführen. Dadurch
werden Beziehungen zu den weſtlichen Randvölkern geſchaffen, die
beſſere Garantien für unſere Zukunft ſind als Annexionen. (Bei-
fall im Zentrum und links.)

Abg. David (Soz.):
Wir ſtehen dem Friedensvertrag mit Rußland mit ſehr ge

miſchten Gefühlen gegenüber. Wir begrüßen, daß wenigſtens im
Oſten auf der ganzen Linie der Kampf eingeſtellt iſt, aber wir be
dauern die Art, wie der Friede von Breſt-Litowſk zuſtande gebracht
worden iſt. Daß war nicht die Methode einer gegenſeitigen Ver
ſtändigung, ſondern die eines ausgeſprochenen Gewaltfriedens. (Sehr
wahr! v. d. Soz.) Die unterlegene Partei hat ihre Zuſtimmung nur
mit inerem Jngrimm gegeben, ſie hat auf Gnade und Ungnade
kapituliert. Auch die Vertreter unſerer Diplomatie haben in Breſt
Litowſk kapituliert, und zwar vor den militäriſchen Machthabern.
Nicht der Zuſemmenbruch des Zarenreichs erfüllt uns mit Miß-
behagen. Die Einheit Rußlands unverletzt zu erhalten, haben wir
nie als eine Miſſion der Sozialdemokratie betrachtet. Zentrifugale
Beſtrebungen waren in Rußland auch ſchon vor dem Kriege vor-
handen.

Unſere Diplomatie hätte die Selbſtändigwerdung der Randvölker auf
dem Wege der Verſtändigung erreichen müſſen.

Dies Ziel hat ſie verfehlt, weil ſie die Lage der bolſchewiſtiſchen
Regierung vollſtändig verkannte. Dieſe konnte die Selbſtändig-
werdung der Randgebiete hinnehmen, aber nicht als Tat der deutſchen
Militärgewalt, ſondern nur als die freie Tat dieſer Völker auf der
Grundlage demokratiſcher Verſtändigung. Nach der Erklärung des
Reichskanzlers vom 29. November ſchien dieſer Weg möglich, ebenſo
nach der Erklärung des Grafen Czernin vom 25. Dezember; dieſer
Weg wurde aber verbarrikadiert durch die Erklärung der deutſchen
Delegation vom 27. Dezember, wonach die Selbſtbeſtimmung der
Randvölker im Sinne der Abwendung von Rußland bereits als
Tatſache angenommen werden ſollte, und dieſe Situation wurde noch
dadurch verſchärft, daß General Hoffmann das Schwert des Siegers
in die Wagſchale warf. Jn den weiteſten Kreiſen des deutſchen
Volkes hat deswegen dieſer Friedensſchluß nicht die erwartete Be-
geiſterung ausvelöſt, ſondern ein großes Mißbehagen.

Auch im Ausland benutzt man das deutſche Vorgehen in Breſt-
Litowſk, um die Ueberzeugung von der Ehrlichkeit Deutſchlands zu
erſchüttern und die Friedensſtrömungen in Frankreich und Eng
land zu bekämpfen. Die Wirkung in Rußland zeigt der Artikel
Gorkis, der den Frieden einen Selbſtmord der Bolſchewiki nennt.
Keine nachfolgende Regierung in Rußland wird dieſen Frieden ehr-
lich, d. h. innerlich akzeptieren. Schon Lenin hat ihn ſeinen An
hängern gegenüber mit dem Hinweis entſchuldiat, daß er nur als
ein Proviſorium zu betrachten ſei. Ein ſolcher Friede trägt nicht
die Gewähr der Dauer in ſich.

Der Krieg iſt beendigt, die Feindſchaft iſt geblieben,
und die Entente iſt ſchon am Werk, den im Oſten durchbrochenen
Ring wieder zuſammenzuſchmieden. Das engliſche Kriegsziel der
Verbindung des afrikaniſchen Kolonialreichs mit ſeinem aſiatiſch
indiſchen iſt durch dieſen Frieden erleichtert. Mitteleuropa iſt nur ein
Binnenſtaat, und weltwirtſchaftlich ſogar ein Binnenkleinſtaat im
Vergleich mit den ungeheuren Jmperien Englands, Amerikas und
Oſtaſiens. Einen Teil ſeiner Gefahren kann man dem Frieden von
Breſt-Litowſk nehmen, wenn man den Randvölkern nachträglich das
Selbſtbeſtimmungsrecht gewährt und die weiteſten Kreiſe dieſer
Völker bei der Ausgeſtaltung ihrer inneren Lage mit beſtimmen

ſeiner Ehre in dieſer Frage t Man könne Völker nicht wie
iSteine im Spiel gegen ihren Willen hin und her te dReichskanzler im November. Aber dieſe A ung Linet-

x längſt verſchwundenen Zeiten an; ſie L noch in den
n,fen von Leuten, die im Reiche großen Ei und es hat

den Anſchein, als ob man trotz aller Erklärungen der Reichsregie-
rung im Oſten in einer mit den Erklärungen nicht vereinbaren
Weiſe verfahren will.

Wir müſſen daher Garantien haben,
daß die Taten der Regierung auch ihren Worten entſprechen. Es
iſt eine mächt Gegenpartei im Reiche vorhanden, deren Ziele
denen der Rei r ſind. Dieſe Gegenpartet:
hat eine ſehr n Preſſe, die alldeutſchen, konſervativen
annexioniſtiſchen er. Dieſe Gegenpartei will Grenzerweite
rungen im Oſten, die keineswegs Grenzſicherungen darſtellen
ſondern Annexionen ſind. Dieſe Partei will auch nichts von
einem demokratiſchen Wahlrecht bei den Randvölkern wiſſen. Sie
fürchtet, ein ſolches Wahlrecht könnte auf Preußen abfärben.

Zu den Organen dieſer Gegenpartei gehören auch zahlreiche Funk-
tionäre der Militärverwaltung in Obervſt.

Auf dieſen Gogenſatz muß offen hingewieſen werden. Wir ſind
übergzeugt, die politiſche Leitung meint es ernſt mit ihren Worten,
aber beſitzt ſie die Macht, ihren Willen durchzuſetzen Die Vor
gänge in BreſtLitowſk ſprechen dafür. daß die größere Macht bei
der Militärpartei liegt. Ueberall, in Polen, Litauen und Kurland,
wird die Politik der Reichsleitung von der Politik der Militärpartei
durchkreuzt. Die ganze Leidensgeſchichte der Polenpolitik ſeit dem
Kaiſermanifeſt erklärt ſich aus dieſem Gegenſatz. Die Cholmer Frage
ſcheint ja nun in Wien repariert zu werden. Aber der Plan der
Militärpartei geht auf eine

große Annexien auf Koſten der Polen
an ihrer Weſtgrenze, angeblich im Namen der militäriſchen Siche
rung. Aber eine militäriſche Sicherung, die zu einer dauerndenpolitiſchen Verfeindung mit dem Nackbarvolk führt iſt ein Spott

guf eine militäriſche Sicherung. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Die
Sicherung des polniſchen Beſtandes nach Weſten iſt eine Voraus-
ſetzung für eine dauernde Verſtändigung mit den Polen. Was die
Militärpolitiker wollen, iſt eine neue Teilung Polens; ewige Feind-
ſchaft der Polen uns gegenüber wäre die Folge. Die Polen legen
auch mit Recht Wert auf ein Fenſter nach Rußland; ſie wollen nicht
abgekaſpelt ſein. Auch in Litauen haben die Beſtrebungen der Mili-
tärpartei großes Mißtrauen gegen Deutſchland zur Folge gehabt.
Die Litauer haben die Einberufung eines Landtages aus allge
meinen, gleichen und direkten Wahlen h Die Militärpartei
r um ihre Ziele z erreichen, ſogar eine Stockung in dem Ver-
ehr zwiſchen dem Reichskanzler und den Litauern herbei. Ein

Schreiben des Präſidiums des litauiſchen Landesrats an den Reichs
kanzler, das durch die Militärverwaltung in Oberoſt gehen muß,

iſt bis heute nicht an den Reichskanzler gelangt.
Alſo es wird die Briefſperre über den Reichskanzler verhängt

von einer militäriſchen Oberinſtanz, die ſeine Politik nicht will.
(Hört, hört!)) Man will Litauen zur oſtelbiſchen Kolonie machen;
es ſoll verzichten auf eine Demokratiſierung; weil ſich die Litauer
weigern, hat die Militärpartei bisher die Anerkennung ihrer Selb-
ſtändigkeit verhindert. Das widerſtreitet den Zu die in Breſt-
Litowſk den Randvölkern gemacht ſind. (Sehr wahr!) Glaubt man
etwa, de neben der ukrainiſchen Volksrepublik Litauen als oſt
elbiſche Militärkolonie beſtehen kann. Man droht den Litauern
mit der Teilung ihres Landes. Das widerſpricht auch der Selbſt
beſtimmung. Wer weiß, ob die Militärpartei die von dem Reichs
kanzler erwartete litauiſche Delegation jetzt nicht ebenſowenig durch
läßt wie den erwähnten Brief? Es war hier ſchon einmal ein
ſtändiger Vertreter des litauiſchen Landesrats in Berlin, dem aber
nachher von der Militärverwaltung der Paß entzogen wurde. Was
Kurland betrifft, ſo beſtreite ich entſchieden, daß der dortige Landes-
rat befugt iſt, im Namen der Bevölkerung zu ſprechen. Er ſtützt ſich
auf alte vom Zaren verliehene Vorrechte. Augenblicklich hat er
keine Rechtsbaſis, denn die

einzige Rechtsbaſis in revolutionären Zeiten iſt der
Wille des Volkes.

Das hat man der Ukraine und Rußland nüber anerkannt.
Bei dem kurländiſchen Landtagsbeſchluß handelt es ſich lediglich um
ein abgemachtes Geſchäft zwiſchen den preußiſchen Junkern und den
baltiſchen Baronen, unter Zuſtimmung eines Teils der deutſch
lettiſchen Bourgeoiſie.

Wir begrüßen es, daß der Reichskanzler heute dieſe Entſcheidung
als nicht endgültig bezeichnet hat, im Gegenſatz zu der Auffaſſungder Milttärpartei, die in dieſem Beſchluß ein Je nitivum ſieht, an

dem ein Landtag auf breiterer Grundlage nichts mehr ändern könne.
Die Letten und Eſten haben ſchon unter ruſſiſcher Herrſchaft um
ihre S gekämpft. Wenn ihre Hoffnung nun wieder
enttäuſcht wird, muß ſich ein tiefer Haß gegen die neuen Herren
dadurch entwickeln und ſie werden dann Rückhalt in einem uns feind
ſeligen Großrußland haben. Wer es mit einer ſicheren Exiſtenz und
kulturellen Entwicklung der deutſchen Elemente in den baltiſchen
Ländern ernſt meint, muß eine ſolche Politik vermeiden. Arbeiter,
kleine Handwerker und Bauern ſind in dem lettiſchen Landtag
überhaupt nicht vertreten.
Die baltiſchen Varone haben es früher mit den ärgſten Reaktionären

in Rußland gehalten.
Die ruſſiſchen Heere, die Oſtpreußen verwüſtet haben, wurden

eführt von baltiſchen Baronen wie Rennekamp. utſam war die
merbung des Reichskanzlers, unſer Verhältnis zu Rußland und

Livland ſolle ſo geregelt werden, daß dadurch ein freundſchaftliches
Verhältnis zu Rußkband nicht ausgeſ n werde. Das iſt für uns
der ſpringende Punkt. Weiter hat es der abgelehnt,
ſich in die innere Politik Finnlands einzumiſchen. Aber auch hier
klafft ein Widerſpruch zwſchen den Taten der militäriſchen Leitung.
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Es iſt eine große Jrreführung Der öffent-
lichen Meinung, wenn es in der Preſſe ſo dargeſtellt wird, als
handle es ſich für uns darum, den Finnen im Kampf gegen die Ruſſen
zu Hilfe zu eilen. Es iſt bedauerlich, daß die Zenſur die Mitteilung
der richtigen Sachlage verhindert.
Die rolen Gardiſten in Finnland ſind keine Ruſſen, ſondern Fanen.

Dieſe finn rote Garde iſt die Wehrmacht der finniſchen roten
Regierung. Es handelt ſich doch um innere finniſche Kämpfe, um einen
Bürgerkrieg, bei dem jede der beiden Parteien behauptet, daß ihre Re
gierung die mäßige iſt. Die Sozialdemokratie ſtützt ſich auf den
alten ſozialdemokratiſchen Landtag, und die neue Regierung hat auf-
gebaut auf dem von der ruſſiſchen Regierung erzwun-

enen neuen Landtag. Wenn im Altertum Heere im Kampf
gegenüberſtanden, fingen die Führer an, ſich gegenſeitig zu be

mpfen. Wenn heute ein Waff ſtattfirden ſoll, ſo geht dem
regelmäßig ein v 7 voran. nun man heute von den Greuel-
taten der Roten Garden in Finnland erzählen hört, ſo iſt Tatſache, daß
die rote Regierung alles tut, um mit einzelnen marodierenden Banden

aufzuräumen, und daß ſie die ruſſi Truppen aus Finnland entfernt.
In Berlin kommen täglich 300 Diebſtähle und Raubdanfälle vor; in ganz
Deutſchland werden es viele Tauſende ſein. Was würde man ſagen,
wenn eine ausländiſche Macht daraus das Recht herleitete, in Deutſch
land einzumarſchieren (Sehr gut!) Hinter der finniſchen roten Re
gierung ſtehen genau dieſelben Kräfte wie hinter der ukrainiſchen, die
wir jetzt als befreundet bezeichnen.

Welch furchtbarer Haß

u in den e z r r werden, r rwegung jeßt m n Truppen nie e wer oll.
Je t 7 t 71 S fürerung auch die rote nwinnen. Die rote Regierung hat bereits loſſen, ſich mit dem

läßt. Einer feindſeligen großruſſiſchen Regierung würde dann ein n Oberbefehlshaber auf Aland in zu ſegen. Sieſehr wirkſames Argument gegen uns aus der Hand genommen. wollen ſich über die deutſchen Abſichten unterrichten. dein der

Rußland könnte ſich dann r mit den Dingen innerlich Weg für eine friedliche Beilegung des Streits gegeben. Sollte etwa
ehrlich abfinden. Die Art, wie die Angelegenheiten der Randvölker die weiße Regierung in Finnland eine ſo würde
werden geregelt werden, wird deshalb ein Prüfſtein für die Ehr ſie natürlich en Anſpruch darauf haben, che Truppen ihr
lichkeit der deutſchen Politik ſein. Der Reichskanzler ſeine Er zu Hilfe kommen. (Sehr wahr! bei den
klärung vom November beute erneut. Auch der Reichstag iſt mit Die Nachricht der norwegiſchen Preſſe, daß das Ziel der deutſchen
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Be inPrinzen an der Spitze iſt, iſt dementiert worden.
Aber dieſes Demenll findet wenig GSlauben,

und die chten über Kurland verſtärken das Gerücht. der

e eathien der en für land. ker an alle demokratiſchen e eine wen die nach
Randvölkern. Die

innland eine Monarchie mit einem deutſchen

Unabhängigkeit ſtrebenden Elemente in den e Völker
atmeten auf beim Sturz des zariſtiſchen Regiments, ſie ſehen ſich jetzt
aber

der Geſahr einer neuen Fremdherrſchaft ausgeſetzt.

Würde dieſe kurzſichtige Gewaltpolitik der Mili die im
Gegenſatz zu den Erklärungen des Reichskanzlers ſteht, ſich durchſeten,
ſo wäre die unvermeidliche Folge, daß das ganze Gebiet von OberOſt
in einen ſchwelenden Brandherd verwandelt wird, in dem alle Elemente
ſich gegen die Germaniſierung auflehnen. Einem ſolchen Zuſtand wollen
wir uns nicht entgegenführen laſſen. Daß die panſla Strömuim Volke keinen Boden hatte, hat ſich gezeigt. Zurt dieſe Gewaltpolitik

würde man aber eine neue panſlaviſtiſche Bewegung erzeugen, die
auch in Oeſterreich einen ſtarken Rückhalt fände, eine panſlſaviſtiſche
Bew' gung mit dem Ziel: Zerbrechen der deutſchen Herrenpolitik, die man
im Ausland als pangermaniſche bezeichnet, die in Deutſchland

als alldeufſche Gewaltkpolifik bekannt ſſi.
Wir würden dadurch der Entente das Mandat geben, ſich an die

de einer ger ſolche Gewaltpolitik gerichteten Politik zu ſetzen.
Deshalb müſſen Reichstag und Reichsleitung ſcharf Front machen gegen
dieſe unverantwortliche Politik einer Partei, die, wie es ſcheint, im
Deutſchen Reich maßgebend werden ſoll. Aber mit Gewaltpolitik ge
winnt man keine Herzen; nur eine von freiheitlichem Geiſt getragene
Politik kann die P im Oſten ordnen, nur eine demokratiſche Ver
ſtändigung kann die Grundlage der Ordnung im Oſten abgeben. Da-
durch würde ein ſtarker Friede gewonnen werden, ein auf militäriſche
Macht geſtützier Friede dagegen iſt der ſchwächſte Frieden, den es gibt.
Seine weltpolitiſchen Aufgaben kann Deutſchland nicht löſen mit den

Mekhoden und Prakliken der oſtpreußiſchen Herrenkaſte.

Nur durch Recht und Freiheit kann der Frieden im Jnnern, nur
durch Recht und Freiheit kann auch der äußere Frieden dauernd ge-
wonnen werden. (Lebhafter Beifall bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Dr. Naumann (Freiſ. Vp.): Ueber der berechtigten und unbe
rechtigten Kritik an dem im Oſten erreichten Anfang des Friedens
überſehen viele, was die Beendigung des Krieges im Oſten bedeutet.
Die urkonſervative feindliche Macht des ruſſiſchen Zarismus iſt in dieſem
Rieſenkampf zuſammengebrochen, weil dieſe Art Mächte, die ſich ſelbſt
für die feſteſten halten, ſehr oft die Berührung und den Stoß am
wenigſten (Sehr richtig!) Für die Beendigung des W
ſchulden wir Dank auch unſern Bundesgenoſſen, die den Stoß in der
erſten Zeit auszuhalten hatten. Die Grenze nach Rußland iſt eine
Revolutionsgrenze. Denn nachdem in Rußland eine Anarchie vorhanden
iſt, muß irgendwo eine Linie ſein, wo der T Zuſtand aufhört.
Rüßland iſt verſchwunden und ein Vakuum an ſeine Stelle getreten.
Durch das Verſinken des Zarismus in Rußlond iſt die ganze umgebende
Welt in Strömung und Bewegung geraten, Japan und England haben
bereits das Gefühl, daß dort ein Raum entſteht, über den ſie ver
fügen müſſen. Und da ſollen wir dieſes Gefühl an unſrer Oſtgrenze
nicht haben? Das iſt nicht Annexion. Annexion iſt Raub, wo etwas
aus einer Hand genommen wird, um in eine andre überzu Etwas
S liegt hier nicht vor, ſondern ein weltgeſchichtlicher Prozeß der
Zerſetzung.

Ob der Haß, der auf dem ruſſiſchen Boden übrigbleibt, ſich ſchließlich
gegen uns richten wird, iſt noch ſehr die Frage. (Sehr richtig!)

Hinweg mit allen Annexionen!
Es iſt merkwürdig, daß gerade die Nationaliſten bei uns in Deutſch

land am meiſten entnationaliſieren wollen. (Sehr gut!) Wir ſollten
Bedenken tragen, in Finnland einer Regierung gegen die andre zum
Siege zu verhelfen, zumal die rote Regierung in Finnland eng ver
wandt iſt mit der ukrainiſchen Regierung und darüber hinaus mit der
Sozialdemokratie überall.

Wir haben keine Befuguis, als innere Polizei in Fianland aufzutkreten.

(Sehr wahr! links.) Der Beſchluß des Kurländiſchen Landrais, gefaßt
von 20 Perſonen, fängt mit der monarchiſtiſchen Spitze an, t zuerſt
den Unterbau dafür zu ſchaffen. (Sehr richtigi) Litauen will nicht nur
Aufmarſchgelände ſein, as iſt lebendiges Menſchentum, das dort nach
Selbſtändigkeit ringt. Die deutſche Verwaltung ma en dort manches
beſſer machen, aber die Litauer ſollen nicht immer in der Kleinkinderſchule
gehalten werden, auf die Gefahr hin, daß ſie zunächſt Fehler machen.
Die Vorausſetzung für die Selbſtändigkeit iſt das Zurückziehen der
Militärverwaltung, nachdem jetzt der Frieden rattifiziert iſt.

Mit den Polen muß eine ehrliche Verſtändigung
geſucht werden, wenn wir unſre Kräfte nicht weiter im enſeitigen
Zank aufreiben wollen. Jetzt kommt es darauf an, ob ein kluger frei-
heitlicher Geiſt dieſe Dinge zu machen vermag. Dem Weſten gegen
über hat der Reichskanzler ſeine Bereitwilligkeit zu Verhandlungen
ausgeſprochen, hat die Selbſtändigkeit Belgiens anerkannt. Die
Friedensbereitſchaft auf unſerer Seife iſt da bis zum letzten Tag vor der
großen Offenſive. Wenn aber der Wille auf der andern Seite fehlt,
iſt das deutſche Volk geſchloſſen bereit, ſich nach Weſten durch zu ver
teidigen wie nach Oſten. (Lebhafter Beifall.)

Die Weiterberatung wird auf Dienstag 11 Uhr vertagt.
Schluß 635 Uhr.

Ein Jahr ruſſiſche Revolution.
Von Dr. Paul Lenſch, M. d. R.

J rn dieſen Märztagen iſt gerade ein Jahr verfloſſen, daß
in Rußland die Revolution ausgebrochen iſt. Sie war ſchon
ſo oft angekündigt worden, daß die erſten Meldungen über
das nun endlich eingetretene unvermeidliche Ereignis in
Deutſchland anfangs auf ſtarke Zweifel ſtieß. Aber ſehr bald
beſtätigten ſich die Meldungen und raſch bewies die Bewegung
durch den faſt widerſtandsloſen Zuſammenbruch des Zaris-
mus und die Abſetzung des Zaren ſelber, daß es ſich diesmal
um mehr handelte als im Jahre 1905.

Jnmmerhin wird man zugeſtehen müſſen, daß die Ereig
niſſe, die wir nunmehr nach Verlauf eines Jahres überblicken
können, alles weit übertrifft, was im März 1917 auch weit
ausblickende Politiker als die wahrſcheinlichen Konſequenzen
der ruſſiſchen Revolution erwartet haben. Man kann ſagen,
es iſt in jeder Hinſicht anders gekommen, wie man ſich, und
wenn man auch noch ſo verſchiedene Möglichkeiten ſich aus-
malte, die Zukunft Rußlands vorſtellte. Die Ententeſtagten
begrüßten zunächſt den Ausbruch der Revolution, an der
man von engliſcher Seite beſonders eifrig und verſchwiegen
mitgearbeitet hatte. Der alte Zarismnus ſtand in Verdacht,
Frieden mit den Mittelmächten machen zu wollen und des
halb follte er gezwungen werden, ſich ſeine Vertrauensmänner
aus den Kreiſen der imperialiſtiſchen Bourgeoiſie vom
Schlage Miljukows zu holen. Allein die Arbeiter und Sol
daten Petersburgs machten aus der engliſch vuſſiſchen Bour
geoiſierevolte vaſch eine richtige Revolution. Der Zar ver
ſchwand; an die Stelle der bisherigen ruſſiſchen Regierung
trat ein Miniſterium Miljukow-Kerenſki.
Auch von den Mittelmächten wurde die Revolution bei
fällig begriüßt, erblickte man in ihr doch ein Unterpfand
eines baldigen Friedens, zumal der deutſche Reichskanzler
fede Einmiſchung in die innerruſſiſchen Verhältniſſe von
vornherein ablehnte. Allein die Hoffnung trog. Der Ein
fluß Englands und beſonders der friſch in den ein
getretenen Vereinigten Staaten von Amerika nahm eher zu
als ab, und als im Weſten die großen e der
Anglofranzoſen einſetzten, da begann die große Juli- Offen
ſive in Galizien, die ſich die frangöſiſchen Sozialiſtenſührer
als ihr beſonderes Verdienſt zuſchrieben. Aber es war nur

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Hauylquorſier, 18. Macz 1918.

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rappregk.

Jn Flaundern, us von Armenlieres, ſowie in Vercent ſe e-on blieb ſie intut e n Kronprinz nad Gaklwitz.

Heeresgruppe Herzog Albrecht.
An der lokhringiſfchen Front und in den mikileren Vo

geſen zeitweilig Tätigkeit der Arſillerien.
An der ganzen Front ſehr rege r

warfen Bomben auf die als ſolche ennbaren

aniagn T 2 fenda e dreb. Leuinank Kroll errang ſeinen r w Feſewatteno

Februar beträgt der Verluſt der en L aden e Fronlen 18 e e

u en e eWir imFeſen r ampf 61 Flugzeuge
Der Erſte Generalquarkiermeiſter. Ludendorff.

ein militäriſcher Altweiberſonrmer. Die Offenſive brach
vollſtändig zuſammen und die Heere der Zentralmächte ſäu
berten die vom Feinde beſetzten Gebiete vollkommen. Jm
Norden aber erfolgte die Einnahme von Riga ſowie ſpäter
die der ſehr wichtigen Jnſeln am Ausgange der Rigaiſchen
Bucht. Es wurde offendbar, die militäriſche Kraft Rußlands
war zu Ende. Nur noch ein ſchleuniger Frieden konnte dem
unglücklichen Lande helfen.

Jnzwiſchen hatte der innere Zerſetzungsprozeß ſtark zu
genommen. Die Diſziplin der Armee war verſchwunden,
die wirtſchaftliche Not ſtieg immer höher und war infolge
des Verkehrselends auf den Eiſenbahnen auch durch die neue
Ernte nicht zu heben. Gleichzeitig erhob ſich jene verhängnis
volle Erſcheinung, die zur völligen Auflöſung des Riefen-
reiches führen ſollte: die Fremdvölker erklärten ſich für un-
abhängig oder zum mindeſten für autonom, gründeten neue
Republiken innerhalb des geſamtruſſiſchen Rechtsverbandes
und verlangten Abſchluß des Friedens. Die Organifationen
der Arbeiter und Soſlldatenräte bemächtigten ſich der poli
tiſchen Gewalt. Kerenſki wurde geſtürzt und die Vertrauens
männer der Sowjets, Lenin, Trotzki, kamen an die Spitze
des Staats. Jhre hiſtoriſch gegebene Aufgabe war, für Brot
und Frieden zu ſorgen. Allein ſie verſchafften den ver
zweifelten Maſſen weder das eine, noch das andere. Sie
proklamtierten zwar als ihr Programm einen Frieden ohne
Annexionen und Kontributionen und Anerkennung des
Selbſtbeſtimmungsvrechts der Völker. Allein ihr wahres
Ziel war die Entfachung der internationalen Proletarierrevo
lhution in allen Ländern. Hieran ſcheiterten im Grunde die
erſten Verhandlungen in Breſt-Litowfk, wie man auch das
Verhalten der deutſchen Delegierten be oder verurteilen mag.

Allein ſchon war die geſchichtliche Entwicklung über die
Sowjets hinausgegangen. Die Unabhängigkeitsbeſtrebungen
der Ukraine hatten Erfolg gehabt, der neue Staat fand inter
nationale Anerkennung. Sobald die Republik von der
Zentralrada in Kiew proklamiert war, war ſie von England
und Frankreich anerkannt worden. Der Vierbund ſchloß mit
ihr einen Separatfrieden und erkannte dadurch den neuen
Staat ebenfalls formell an. Auch Finnlands Unabhängig-
keit wurde konkrete Tatſache. Dazu kamen die im zweiten
Frieden von Breſt-Litowſk anerkannten Lostrennungen von
Polen, Litauen und Kurland, ſowie die Autonomie von Liv-
land und Eſtland. Damit hatte das alte Rußland endgültig
aufgehört zu exiſtieren. Der große Prozeß der ſelbſtändigen
Staatsbildung, von dem bisher die unterdrückten Fremd
völker durch den Zarismus ſyſtematiſch gehindert waren,
ſetzte nunmehr ein und damit ſteht der geſamte Oſten an der
Schwelle einer neuen Epoche. Ob und in welcher Zeit ſich die
nunmehr ſelbſtändigen Staaten wieder mit Großrußland zu
ſammenfinden, iſt zunächſt gar nicht abzuſehen. Der Zerfall
Rußlands iſt viel weniger ein deutſches Kriegsziel, als viel
mehr das Ergebnis der innerppolitiſchen Entwicklung des
Zarenreiches ſelber geweſen. Das muß man bei der Beur-
teilung des Friedens von Litauiſch-Breſt wohl beachten. Die
Sozialdemokratie hat keinen Anlaß, gegen dieſen Frieden,
wie es in der Parteipreſſe mannigfach verhangt wurde, zu
ſtimmen. Jedenfalls iſt die Bedeutung dieſes Friedens
ſchluſſes von ſo ungeheurer Tragweite, daß erſt fvätere Gene-
rationen imſtande ſein werden, ſie voll zu ermeſſen.

Aber nicht nur im Weſten, auch im Oſten hat die Auf-
lköſung des alten Zarenreiches bereits begonnen. Japan iſt
in Sibirien eingerückt, der wichtige Hafen Wladiwoſtock iſt
beſetzt, und es heißt ſogar, daß feindliche Truppen im Marſch
auf Jrkutſk in der Nähe des Baikal-Sees ſind. Hier hebt eine
ganz neue Wendung im fernen Oſten an, wo ſich ſchon lange
ein neuer Kriegsherd zu entwickeln begonnen hat. Es han-
delt ſich um die Beherrſchung des großen chineſiſchen Marktes,
um den ſich alle Jnduſtrieſtgaten der Welt ſtreiten. Jn erſter
Linie Japan mit England und Amerika. Japan, das noch
im Jahre 1915 ſich Rußland zum Freunde zu machen ſuchte
und mit ihm im Juni 1916 einen Vertrag abſchloß, in dem
bis ſpäteſtens 1921 ein gemeinſamer Krieg gegen England
und Amerika in Oſtaſien vorgeſehen war, hat nunmehr eine
totale Reviſion ſeiner Stellung vorgenommen. Es ſucht ſich
durch Annexion von Oſtſibirien für die kommende Entſchei
dung in China zu ſtärken.

So hat die ruffiſche Revolution, dieſes Kind der deutſchen
Siege, in der kurzen Friſt eines Jahres bereits ungeheure
Umwälzungen nach ſich gezogen. Dabei iſt das Ende dieſer
Umwälzungen noch gar nicht abzuſehen.

Der Weltkrieg iſt die Weltrevolution.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Abermals eine Niederlage der Anabhängigen.
Bei den am Sonntag vollzogenen Gemeindevertreterwahlen in

Mariendorf ber Berlin wurde die Liſte der Sozialdemokratie
gewählt mit 141 bis 148 Stimmen gegen 100 bis 101 Stimmen, die
auf die Liſte der „Unabhängigen“ fielen. Mariendorf war eine
Hochburg der Unabhängigen oder wurde vielmehr dafür

gehalten, bis die erſte Wahl nach der Spaltung den wahren
7 e entſchleierte. Wie in ſo vielen anderen Orten und

reiſen

Die neue Steuervorlage.
Die Norddeutſche Allgemeine Zeitung ſchreibt: Die Zeitungenveröffentlichen den Entwurf eines Kcſeres er die Beſteuerung der

Kriegsgewinne der Geſellſchaften im vierten Kriegsjahre, der
dem Bundesrat zugegangen ſein ſoll. Die Veröffentlichung iſt nur
e r durch den groben Vertrauensbruch einer beteiligten
amtlichen Perſönlichkeit; doch hat die Mitteilung nur bedingten
Wert, da ſie aus dem Stadium der Verhandlungen über die neuen
Steuervorlagen herausgeriſſen worden iſt. Ein Beſchluß des Bundes
rats und damit eine Gewißheit, daß ſich das Parlament mit einem
ſolchen Steuervorſchlag zu beſchäftigen haben wird liegt jedenfalls
noch nicht vor.

Spitzbergen.
Durch den tra deutſch iedensabk nwird n 55 des n rr m s aufs neueaufgeworſen. Die SpitzbergenFrage iſt ſehr Von der Entdeckung

im Jahre 1596 an hat es vielfache Schickſale gehabt. Bald mitten im
Leben der Pelz und Robbenjäger ſtehend, oder von Kohlen und Erz-
ſchürfern belebt, bald wieder völlig vereinſamt und vernachläſſigt, bis
es in jüngſter Jeit als wiſſenſchaftliche Station und intereſſantes Reiſe
ziel gewiſſermaßen in Mode gekommen iſt, hat u auch poli-
tiſch ein buntes Schickſal gehabt. Vorübergehend in ho iſchem und

aber immer wieder aufgegeben, wenn die Augenblicks
intereſſen der betreffenden Nation erledigt waren, iſt Spitzbergen zur
Zeit ein Niemandsland. Ein Verſuch, 1871 die Inſeln, die ziemlich ſo
87 ſind wie das Königreich Bayern, zu annektieren, ſcheiterte an dem

iderſtande Rußlands. Aber ſeit dieſem Verſuche iſt die Frage, wem
die Inſeln gehören ſollen, nicht mehr zur Ruhe gekommen, weil auf
der Jnſelgruppe jetzt die wildeſte Spekulation herrſcht, welche die reichen
Bodenſchätze an Mineralien und Kohlen in der rückſichtsloſeſten Weiſe
ausbeutet, ohne dabei ſich um wohlerworbene Rechte älterer Beſitzer zu
kümmern. 1910 hat deshalb zunächſt zwiſchen Norwegen, Schweden
und Rußland eine Konferenz ſtattgefunden, in der ein internationaler
Vertragsentwurf über die Verwaltung Spitzbergens aufgeſtellt wurde.
Auf Grund dieſes vorläufigen Entwurfes kam dann 1912 in Chriſtiania
eine internationale e zuſammen, welche feſtfſtellte, daß Spitz
bergen für alle Zeiten herrenlos bleiben und den Untertanen aller Län
der offen ſtehen ſolle. Es ſolle aber eine internationale Kommiſſion
mit der Verwaltung der Jnſel beauftragt werden, damit in die Rechi-
ſprechung und die Grundbeſitzverhältniſſe Ordnung gebracht werden
könnten. Die endgültige Erledigung dieſes Vertragsentwurfes ſollte
auf einer neuen für den 17. Juni 1914 nach Chriſtiania einberufenen
internationalen Konferenz erfolgen, leider brachte der Krieg die Verhand-
lungen zu einem jähen Abbruch. Daß dieſe Verhandlungen beim

ß des Friedens ebenfalls eine Rolle ſpielen werden, wird durch die
Deutſchland und Rußland erfolgte Einigung über dieſen Punkt

eſen.

Spif2der gen
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Letzte Nachrichten.
18. März. Die franzöſiſche Deputiertenkammer hat am

letzten Mittwoch die Verhandlungen über die Kriegsausgabe für die
Monate April, Mai und Juni zum Abſchluß gebracht. Vor der Ab-
T erklärte der Abgeordnete Jobert im Sinne der ſozialiſtiſchen

raktion, daß die Sozialiſten für das Budget ſtimmen, damit man
ihnen nicht zum Vorwurf machen könne, das ſiegreiche Ende des
Krieges auch nur um eine Minute verzögert zu haben. Das Thee
wurde ſodann mit 470 gegen 5 Stimmen angenommen. Nur die
Zimmerwalder haben gegen die Kriegskredite geſtimmt.

Graudenz, 19. März. Nach mehrtägigen Verhandlungen wurde
geſtern in dem wieder aufgenommenen Giftmordprozeß Kieper die
Angeklagte, Frau Kieper, von der Anklage des Giftmordes an
ihrem Gatten freigeſprochen. Der Verteidiger will einen
Entſchädigungsantrag für die bereits verbüßten ſechs Jahre ein-
reichen.

Amſterdam, 18. März. Wie ein hieſiges Blatt aus Eind-
hoven erfährt, wurde durch Vermittlung der Wer der
Zigarrenarbeiterbände die Schließung der Fabriken in der Stadi
und der Umgebung noch einmal verhindert. Man wird ſich energiſch
bemühen, Tabak zu erhalten.

Haag, 19. März. Aus London meldet man: Der britifch.
lenkontrolleur hat angeordnet, daß ſämtliche Klubs, Theater.

Kaſinos und Reſtaurants vom 1. April an um 1410 Uhr abends
ſchließen müſſen.

Bern, 19. März. Alarmierende Gerüchte über ernſte Zwi-
ſchen fätle in Spanien zirkulieren heute. Depeſchen aus
Barzelona melden: Die bürgerlichen Garden haben die Bureaus
der Poſt, des Telegraphen und des Telephonamtes beſetzt. Weitere
Meldungen ſind von der Zenſur aufgehalten worden.

Kopenhagen, 19. März. Der norwegiſche mit Kohlen beladene
Dampfer Drane iſt auf der Reiſe von Swanſeag nach Rouen ver
ſenkt worden. Zwei Mann ſind umgekommen; der Reſt von14 Mann wurde gerettet. Die norwegiſche Bark Bonanſa irat
vor fünf Monaten die Fahrt von Norwegen nach Amerika an und iſt
ſeitdem verſchol len. Man befürchtet, daß ſie mit der 12 Many
ſtarken Beſatzung untergegangen iſt.

Kopeunhagen, 19. März. Berlingske Tidende meldet aus Va ſ.a:
Wie finniſche Blätter melden, trägt ſich die Bevölkerung der
Alands-Jnſeln mit dem Gedanken, die Jnſelgruppe für un
abhängig zu erklären. Die einleitenden Verhandlu für die
Wahlen einer ungbhängigen Regierung haben bereits nnen.



Preußiſches Abgeordnetenhaus.
129. Sitzung. Montag, 18. März 1918, vormittags 12 Uhr.
Am Miniſtertiſch: Dr. Hergt.

Zweile Leſung des Finanzetats.
Abg. Caſſel (Fortſchr. Vp.): Die Aufwendungen der Gemeinden

für Kriegsfürſorgezwecke müſſen dieſen ſo dald als möglich erſtattet
werden und zwar mit Zinſen. Die Steuergeſetzgebung muß auch den
deſonderen Bedürfniſſen der Kriegsbeſchädigten Rechnung tragen. Ob
die erhöhten Zuſchläge ſeinerzeit ſo notwendig waren, kann man be
zweifeln, wenn man die vorhandenen Ausgabenreſte, die unbezahlten
Militärtransporte und die unverbrauchten Millionen der Eiſenbahnver-
waltung hätte überſehen können. Sonderbar iſt der Kommunallaſten-
ausgleich, den der brandenburgiſche Provinziallandtag jetzt gemacht
hat, urd wobei lediglich die Begehrlichkeit einzelner Vororte gereizt wird,
um den Zu'ammenſchluß GroßBerlins zu hindern. Das Reich darf
nicht zum Koſtgänger der Einzelſtaaten werden, ohne direkte Steuern
wird es nicht auskommen. Sparſamkeit iſt gut, aber ſie darf nicht bei
wirklich produktiven Ausbauten, z. B. Kanalbauten, geübt werden. Auch
müſſen unſere kulturellen, nationalen Aufgaben unvermindert weiter ge-
führt werden. Unter einem gerechten Steuerſyſtem und nach einem guten
Frieden wird unſer Volk das Vaterland zu neuer Blüte bringen. (Leb-
hafter Beifall.)

Finanzminiſter Dr. Hergt: Der Vorwurf der Thesaurierung iſt
nicht berechtigt. Wir hatten 1916 über 300 Millionen Defizit und die
Vorwegnahme von jährlich 100 Millionen aus den Zuſchlägen iſt ver-
pufft, da das Defizit ſtärker wuchs. Die Zuſchlagerhöhung iſt für die
Stadt unentbehrlich Wir hoffen, daß Abg. Caſſel und ſeine Partei
auch die nötigen Steuererhöhungen bewilligen werden. Wenn Abg.
Jtſchert von einer Mißſtimmung der Landwirte geſprochen hat, ſo bin
ich überzeugt, daß ſie die Notwendigkeit der kriegs wirtſchaftlichen Ein
griffe begreifen und daß im gonzen Volke die 8. Kriegsanleihe gewaltigen
Erfolg haben wird. (Lebhafter Beifall.)

Abg. Haeniſch (Soz.): Mir ſind die vom Abg. Jtſchert wieder-
gegebenen Gerüchte, daß in den Kreiſen der Arbeiter gegen die
8. Kriegsanleihe agitiert und mit einem Streik gegen ſie gedroht werde,
nicht zu Ohren gekommen; ich halte ſie für ein Gerede. Die ſozial-
demokratiſche Partei und die Eewerkſchaften ſtehen ſolchen Machen-
ſchaften vollſtändig fern. Solche Treibereien gegen die Kriegsanleihe
wären ein grober Unfug, freilich, die Drohungen der Deutſchen Zeitung
mit einem Streit der Kapitaliſten und der Landwirtſchaft gegen die
Kriegsanleihe ſind erſt recht zu verurteilen. (Sehr richtig!)
Möge anch die achte Kriegsanleihe einen finanziellen Sieg des deutſchen

Volkes über ſeine Feinde bedenken,

(Beifall) möge ſie aber auch die letzte Kriegsanleihe ſein!
Möge der Ratifizierung des Friedens mit Rußland bald der allgemeine

rieden ein wie dasenſchheit ihn bra und der die Ge der Dauer in ſich trägt.
Gleichmäßigkeit der Steuerveranlagung iſt nur durch hauptamtliche

Steuerkommiſſare zu ſichern. Gewiß müſſen den Gemeinden die Kriegs
unterſtützungen zurückerſtattet werden. Wir ſind auch damit einver
ſtanden, daß dei der Neuordnung der Einkomwens und Ergänzungs-
ſteuer mehr als bisher auf die Leiſtungsfähigkeit der Steuerzahler Rück
ſicht genommen werde, ſchon aus bevölkerungspolitiſchen Rückſichten
muß das geſchehen. Stärkere Kinderzahl muß ſteuerlich begünſtigt
werden. Wenn aber der Ausſchußantrag verlangt, daß jeder weitere
Eingriff des Reiches in die bundesſtaatliche Beſteuerung des Einkommen
und Vermögens unterbleibe, ſo müſſen wir natürlich dagegen ſtimmen.
Vor dem Kriege balanzierte der Reichsetat mit 3 Milliarden Mark nach
dem Kriege iſt auf 12 Milliarden zu rechnen. Gegenüber dieſer völligen
Umwälzung kommen wir mit den alten Steuerarten gar nicht mehr aus
und die dann notwendigen Einnahmen können auch durch Zölle und in
direkte Steuern gar nicht aufgebracht werden, zumal deren unſozialer
Charakter nach dem Kriege ganz unerträglich geworden ſein wird.
Würden nach dem Ausſchußantrag die Bundesſtaaten die Beſiz-
beſteuerung für das Reich vorzunehmen haben, ſo würde das einen
Umweg bedeuten und überdies zu den größten Verſchiedenheiten führen.
Mindeſtens
die Hälfte aller Kriegsgewinne müßle vom Reiche eingezogen werden.
Eine Beſitz- und Vermögensbeſteuerung bis zu 20 oder 25 Prozent iſt
keineswegs abſurd zu nennen und wird ſich nach dem Kriege als Not
wendigkeit erweiſen. Die Bundesſtaaten, insbeſondere Preußen, werden
Milliarden zum Wiederaufbau des Eiſenbahnweſens und für die Kanal
bauten brauchen, von deren Votteilhaftigkeit jetzt wohl auch die Rechte
überzeugt ſein wird. An eine große Kriegsentſchädigung iſt nicht zu
denken. Die einzigen, die vielleicht nach dem Kriege noch finanziell dazu
imſtande wären, ſind die großen angelſächſiſchen Reiche; aber halten Sie
es für möglich, das britiſche Weltreich und Nordamerika ſo überwältigend
zu beſiegen, daß wir ihnen eine Kriegsentſchädigung auferlegen könnten?
Wer wollte den Krieg wegen einer ſolchen Fata morgang noch verlängern?

Ich hoffe und wünſche, daß wir am Ende des Krieges eine militäriſche
Situation haben, daß es uns gelingt, die Hoffnungen unſrer Feinde, auf
wirtſchaftliche Erdroſſelung Deutſchlands zuſchanden zu machen und daß
wir in den Friedensvertrag Abmachungen hineinbringen, die unſre
Nahrungs- und Rohſtoffzufuhr, ſowie den Abſatz unſrer Jnduſtrie
produkte unbedingt ſicherſtellen. Daran hat auch die Arbeiterklaſſe das
allerhöchſte Jntereſſe. Ein ſolcher Frieden iſt ebenſoweit entfernt von
einem Verzicht-, wie von einem Gewaltfrieden, was beides unſinnige
Schlagworte ſind. Wenn die Tüchtigkeit unſrer Truppen und die Tüch
tigkeit unſrer Politik uns einen derartigen guten und dauernden Wirt-
ſchaftsfrieden erkämpfen, dann können wir auch in bezug auf die finan-
zielle Zukunſt des Reiches und der Einzelſtaaten beruhigt ſein. (Beifall

Der Etat wird gene hmigt; angenommen wurden Anträge

Volk und wie die ganze auf Mietung einer Dienſtwohnung in Charlottenburg für den Ober-
präſidenten der Provinz Brandenburg, auf ſchnellere Zurückerſtattung der
Kriegsunterſtützungen mit Zinſenentſchädigung an die Gemeinden auf
Erhöhung der Bezüge der Kriegsbeſchädigten und der Hinterbliebenen
Gefallener und auf Vorlegung eines Steuergeſetzes, in dem die Leiſtungs
fähigkeit der Steuerzahler noch mehr berückſichtigt wird. Gegen die
Stimmen der Volkspartei und der Sozialdemokraten wird die Regierung
aufgefordert, dahin zu wirken, daß das Reich bei Wiederaufbau ſeiner
Finanzen nötigenfalls gegen Uebernahme eines Teils der Kriegslaſten
durch die Bundesſtaaten, und Zuſicherung entſprechender landesrecht-
licher Beſteuerung des Beſitzes von jedem weiteren Eingriff in die
liche Grundſtücke von 5 auf 1 Prozent erhöht worden iſt und gleiches

ein Antrag auf Verbeſſerung des finanzwiſſenſchaftlichen Unter
richts.

Bei Etat der direkten Steuern erklärt Generalſteuer-
direktor Heinze, daß die abziehbare Abnutzungsquote für landwirtſchaft-
liche Grundſtücke von auf 1 Prozent erhöht worden iſt und gleiches
Vorgehen für ſtädtiſche Grundſtücke, entſprechend einem freikonſervativen
Antrag, wohlwollend geprüft werde.

Der Antrag geht an den Gemeindeausſchuß. Der Etat wird
r wig, ebenſo ohne Ausſptache der Etat der indirekten

teuern.
Dienstag 12 Uhr: Verlängerung der Legislaturperiode, Bauetat.
Schluß 4 Uhr.

Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.
Eier. Mittwoch, vormittags von 8-12 Uhr Nr. 42 001-—-47 000,

nachmittags 2——6 Uhr: Nr. 47 001--52 000 der Lebensmittel-
ſchene in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Stück für
33 Pfennig.

Seefſiſche. Mittowch vormittag in den einſchlägigen Geſchäften
auf Abſchnitt 154 des r n 14 jede Perſon
etwa Pfund. Zugelaſſen Nr. 38 501--40 000 der Lebens
mittelſcheine.

Quark. Mittwoch auf Abſchnitt 3 des beſonderen Bezugsſchein
für Kinder und der Lebensmittelſcheine Nr. 21 001--28 000
in der Milchhandlung von Scharfe, r 35,ſowie in den Verkaufsſtellen der Niemberger Molkerei, Beeſe
ner 1 (8--12 Uhr) und Lindenſtraße 52 (2--6 Uhr).
Jede Perſon Pfund zum Preiſe von 37 Pfennig.

Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

Zum Freibank-Verkauf am 20. März 1918 werden
die Jnhaber folgender Nummern zugelaſſen:

um 12 Uhr Nr. 2651--2790,
2791--2920,
2921--3040,
30413150.

Um 7 Uhr Nr. 1951--2090,
8. 2081 2230,
9 2231 2370,10 2371 2510,
11 2511 2650,
Halle, am 18. März 1918.
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ZBettfedern, Daunen

fertige Betten
empfiehlt [1008

Eduard Graf, Halle
Markt 11.

P GierZeitungen und Bücher 26 M.,
gew. Papier 18 M.

pr. 100 kg kauft [973 W

Mrehhertt

Kostümstoff

Kostümstoff

Kostümstoff

breit 7 7 e e e
in grün und braun, auch in schwarz
und grau gemustert, 130 em breit
schwerer Diagonal- Cheviot in schwarz,
marine, braun, 130 cm breit

feinnvgl.Kecongerne Wochen

schwarz und blau in vielen Preislagen,

Reinwollene schwarz- weiß kar. Stoffe 29*

Schotten für Kinderkleider und Blusen 27

M. Schneider, Halle
Inh.: J. Hagenow Leipziger Straße 94.

voleneCidersfe

braun, schöne haltbare Ware, 130 em 23o

280

34

Joterläncfschos Konzert

wird Mittwoch, abends 8, in der
Kalser-Wilheims- Halle, Neue

Promenade 8S, vom

Komponisten Bonitz
veranstaltet.

Vorverkauf bei Steinbrecher 4 Jasper,
Markt, und Spierling am Leipziger Turm.

Arnerg

Kuncdenliste
zur Eintragung für den Bezug von

Nähgarn und Leinenzwirn
liegt von heute an bis zum 25. März

bei uns aus, Die den
gewerhsmäßigen Verbrauchern

ausgestellten Bezugsberechtigungen
bitten wir bei uns zur Bestellung
der ihnen zugewiesenen Garnmengen
einzureichen.los4 J

A. Rein, Königsberg 5.
Tel. 2409.

Kleider- und Kostümstoffe
in Wolle, Seide, Samt- und Sehleierstoftf

Große Auswahl o Vorteilhafte Preise [507

in Aaufhaus H. Elan, liner Srahe 97.

Alt- Papier
ſowie Geschäftshücher zum Einſtampfen kauft
ſtets

A. Samuel,
Alter Markt 7. Tel.-Nr. 5592.956

Nur bis Donnerstag.

Alte Promenade l a.

Ab morgen nur 3 Tage:
Die bieblingsrau des Maharaöscha

Ein indischer Liebesroman in 4 Akten

mit Sunnar Toſnaes.

Wetten, daß !7
[1009Ein heiteres Filmspiel mit Versen in 2 Akten.

Beginn 3 Uhr.

Fernruf
5738.

III

Brummer O Benjamin
Grohe Ulrichstraße 22/23. [1o11

n
Mittwoch, 20. März 1918
Anfang 7,30 Uhr Ende 10 Uhr

Meine Frau,
die Hofschauspielerin
Luſtſpiel v. Möller u. Sachs.
Donnerstag: Die Zauber-

flöte.

Die Glocke
gozialiſtiſch. Wochenſchan

Heft 30 Pf.,
im Abonnement viertel-

jährlich 3.50 M.,
empfiehlt die

Buchhölg. volköſtimme,

halle, Gr. Ulrichſtr. 27.

Schuhe
und Stiefel

In Freien Stunden
Wochenſchrift

voll ſpannender Romane
und Erzählungen.

m

vie Fürſorgevermittlungsſtelle Halle
der Kriegsamtſtelle Magdeburg

ſucht und vermittelt koſtenlos

gute Sehlafſtellen.
Poſtſtraße 16, Zimmer Nr. 59, II. Tr. r. [s0o0

M

Arbeiter, adonniert auf (io Volhsstinme

Letzte am Tatort

Leipziger Straße 88
Fernruf 1224.

ICCCDDSMCCEXCCMCCCIINX”MC)]EINMG?MCAIIIIIIIIIIIII

Der c

Schauspiel in 4 Akten. Lustspiel in 3 Akten.
Beginn 4 Uhr.

[1010

Arnold Riecek in:
Der unwiderstehliche lheodor

Preis 15 Pf.
Buchhdlg. volksſtimme,

Halle, Gr. Ulrichſtr. 27.

werden beſohlt und repa-
riert

Burgſtraße 48, p. r.

H. Elkan, Wipriger Buchhandlung Volksstimme
Halle, Gr. Ulrichstraße 27

e u vegbeſühe, kluöpfe,Dehwar. wahre Jacod

t Preis 15 Pleneig

D.
ratung
Haush
quartft
wird
halten,
geben.
darin
auch t
feſtgel
wenig

D

Einna
1917

beinab
S

hierzu
der al
ſtellt
ſchwie

auf d
Krieges

Auf
3 Mil
der a
aus d
vorüb
Magif
dagege

als N
T

auf 9
auf d
Realſ
die C
Das
einge
beide
der S
mit
heute

Jahre
zweif
Verm
rund
unge
men

Staa
Jahr
Steu
Vera:
grad
falls
ſteue
einko

lager
ſtaatl
rund
ſteue



t

zierung
er

ſten

in die
eiünte

ſteuer
tet
pativen

wird
kten
auetat.

rn

I

1o11

b
1918
de 10 Uhr

elerin
Sachs.
zauber

je 27

Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 66. Fa Dienstag den 75. Märg To167. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 19. März 1918.

Der ſtädtiſche Haushaltplan 1918.

Die neuen Steuern.
Das Stadtverordnetenkollegium hat am Montag mit der Be

ratung des ſtädtiſchen Haushaltsplanes für 1918 begonnen. Dieſer
Haushaltsplan liegt in einem ſtarken Bande von 266 Seiten Groß
quartformat vor und iſt über und über geſpickt mit Zahlen. Das
wird denn auch jeden, der es nicht unbedingt braucht, davon ab
halten, ſich dem Studium dieſer kommunalen Publikation hinzu
geben. Und doch iſt ſie von der größten Wichtigkeit. Wird doch
darin die ſtädtiſche Finanzgebarung und damit zum guten Teil
auch die ſtädtiſche Gemeindepolitik für ein weiteres volles Jahr
feſtgelegt! Aus dieſem Grunde wollen wir denn auch nachſtehend
wenigſtens das allerwichtigſte daraus wiedergeben.

Der geſamte Haushalt ſchließt für 1918 mit 17 896 700 M. in
Einnahme und Ausgabe ab, das ſind gegen den Voranſchlag von
1917 genau 3 030 900 M. mehr. Jm einzelnen verteilen ſich dieſe
beinahe 18 Millionen Mark, wie nebenſtehende Tabelle zeigt.

Sehr richtig bemerkt der Magiſtrat in ſeiner Begründung
hierzu, daß der Haushaltsplan des Jahres 1918 ein Spiegelbild
der allgemeinen wirtſchaftlichen und politiſchen Lage bietet. Er
ſtellt ſich in einigen weſentlichen Beziehungen bereits auf die
ſchwierigen Verhältniſſe nach dem Kriegsende ein, während ihm
auf der andern Seite noch die finanz wirtſchaftlichen Vorteile der
Kriegswirtſchaft, beſonders in ſteuerlicher Hinſicht, zugute kommen.
Auf der einen Seite enthält er Mehraufwendungen von rund
3 Millionen Mark, das ſind etwa 20 Prozent mehr als 1917, auf
der andern Seite Mehreinnahmen von rund 114 Millionen Mark
aus dem Jahre 1916. Jndes ſind dieſe Mehreinnahmen nur
vorübergehend, Kriegserſcheinungen, und deshalb ſchlägt der
Magiſtrat vor, hiervon nur 266 407 M. als Einnahme einzuſtellen,
dagegen die übrigen 1 110 000 M. dem Ausgleichsfonds zuzuführen,
als Notgeld für ſpätere, ſchlechtere Zeiten.

Der durch direkte Steuern aufzubringende Betrag beläuft ſich
auf 9221000 M. Hiervon ſollen wiederum reichlich zwei Drittel
auf die Einkommenſteuer gelegt werden, während der durch die
Realſteuern zu deckende Reſtbetrag zu etwa einem Drittel durch
die Gewerbeſteuer aufgebracht werden ſoll, ſo wie bisher ſchon.
Das bedeutet zahlenmäßig, daß die Gewerbeſteuer mit 960 000 M.
eingeſetzt iſt, die Grund- und Gebäudeſteuer mit 1760 000 M.;
beide Steuerarten ſind alſo auf ihrem alten Stand geblieben. Bei
der Schätzung der Einkommenſteuer wird man ebenfalls, wenn auch
mit gewiſſen Abweichungen in der Berechnung, zunächſt von dem
heute ſchon annähernd überſehbaren Ergebnis des laufenden
Jahres auszugehen haben. Dieſes Ergebnis iſt überraſchend in
zweifacher Hinſicht: einmal durch die Steigerung des ſtaatlichen
Veranlagungsfonds von rund 3 e rund 8,3 Mill. M., d. h. um
rund 10 Proz. gegen 1916; ferner durch das gegenüber den Vbrjahren
ungewöhnlich günſtige Verhältnis der vorausſichtlichen Einnagh-
men aus der Gemeindeeinkommenſteuer zu dem Ergebnis der
Staatsſteuerveranbagung. Die vorausſichtliche Einnahme des
Jahres 1917 wird, auf 100 Prozent zurückgeführt ohne die
Steuern der Eiſenbahn etwa 85,70 Prozent des ſtaatlichen
Veranlagungsſolls gleichkommen. 1916 belief ſich dieſer Nutzungs
grad auf 78,81 Prozent, 1915 gar nur auf 74,18 Prozent. Jeden
falls ſteht feſt, daß das Jahr 1917 einen im Verhältnis zur Staats
ſteuerveranlagung unerwartet günſtigen Ertrag der Gemeinde-
einkommenſteuer bringen wird, nämlich nach den bisherigen Unter-
lagen eine Einnahme von rund 636 Millionen Mark bei einem
ſtaatlichen Veranlagungsergebnis von 3,3 Millionen Mark (gegen
rund 554 Millionen Mark bei rund 3 Millionen Mark Staats-
ſteuerveranlagung im Jahre 1916). Damit wird der Voranſchlag

Ergebniſſe der Rech-

Grundeigentum
Berechtigungen
Gewinnbringende

Unternehmungen
Kapital und Schul-
den- Verwaltung
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O Handels-, Gewer-
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von nur rund 75 Prozent
1,4 Millionen Mark überſchritten werden.

Jnwieweit geſtattet nun dieſes Ergebnis des laufenden Jahres
eine Verwertung für den Voranſchlag des kommenden?
die ſteuerliche Entwickkung vorauszuſagen, iſt ebenſo ſchwer, wie
eine Vorausſage der Entwicklung der politiſchen und wirtſchaftlichen
Verhältniſſe der nächſten Zukunft, von der jene ja weſenklich ab-

ausging,

Summeſ17896700 17896700 [11733 193. 1411733493. 14

für 1917, der von den damals durchaus begründeten. Annahmen
einerſeits eines vorgusſichtlichen Ergebniſſes der Staatsſteuerver-
anlagung von 3 Millionen Mark, anderſeits eirKs Nutzungsgrades

vorausſichtlich um rund

Für dieſes

hängt. Als ſicher kann ſchon jetzt angenommen werden, daß die
ſtaatliche Veranlagung mindeſtens das gleiche, wahrſcheinlich ein
noch günſtigeres Ergebnis zeitigen wird, als die des laufende
Jahres; de Gewinne der aus der Kriegswirtſchaft unmittelbar
und mittelbar Nutzen ziehenden Unternehmer (im dreijährigent
Durchſchnitt) dürften ſich im Jahre 1917 ebenſo günſtig geſtalte:
haben, wie die Löhne der Arbeiter, deren erhebliche Steigerungen
gerade im letzten Jahre übrigens der Veranlagungsrolle ein gan;
neues Geſicht, ein typiſches Kriegsgeſicht geben werden. Aber ge
rade hierin liegt ein ſtarkes Moment der Unſicherheit begründe
Wird die Kriegswirtſchaft im Laufe des Jahres abgebaut, ſo muſ;
mit Notwendigkeit das abnorm geſteigerte Einkommen vieler in
der Kriegsinduſtrie tätigen Arbeiter plötzlich und ſtark ſinken, und
ein großer Teil der veranſchlagten Steuern dieſer Arbeiter wird
ausfallen. Aehnlich wird es mit einer Anzahl von Unternehmern
gehen, ähnlich ſchließlich mit dem Militäreinkommen der Reſerve
offiziere. Die aus dem Kriege Zurückkehrenden werden für jen
Ausfälle keinen Ausgleich bringen, da ſie zum großen Teil nicht
alsbald ein ſteuerpflichtiges Einkommen erlangen, mindeſtens cher
nicht ſogleich von ihrem neuen Einkommen veranlagt werden.
Alles dies würde den in ſeiner diesjährigen Höhe überhaupt
vielleicht nur zufälligen Nutzungsgrad der gemeindeſteuerlicher
Einnahmen ungünſtig beeinfluſſen. Dazu kommt endlich die völlige
Unſicherheit in den ſteuerlichen Verhältniſſen der Eiſenbahn. De
Erklärungen des preußiſchen Finanzminiſters bei der Einbringung
des Haushaltplanes laſſen hier nichts Gutes erwarten.

Demgemäß ſchlägt der Magiſtrat nach einer weiteren ſpezics
ſierten Rechnung vor, zur Deckung des Steuerbedarfs die Erhebung
folgender direkter Steuern für das Rechnungsjahr 1918 zu be
ſchlioßen: a 220 Prozent Zuſchlag zur Staatseintommenſteuer
unter Freilaſſung der ein Einkommen von 420 bis 660 umfaſſenden
Steuerſtuſe, b) eine Cemeindegrundſteuer von 6,8 Prozent des
jährlichen Nutzungswertes der ſteuerpflichtigen Grundſtücke gleich
221 Prozent des Ertrags der ſtaatsſeitig veranlagten Grund un
Gebäudeſteuer, c) 202 Prozent der ſich aus der beſonderen Gewerbe
ſteuerordnung der Stadt Halle ergebenden Steuerſätze 226 Proz.
der ſtaatlich veranlagten Gewerbeſteuer oder b und c zuſammen-
gerechnet 223 Prozent der geſamten Realſteuern.

Straßenbahn und Güterverkehr.
Das Stadtvoverordnetenkollegium hat am Montag die Einrichtung

des Güterverkehrs auf der Straßenbahn auch in Halle beſchloſſen.
Ein ſolcher Verkehr iſt bereits in faſt allen größeren Städten en

weder ſchon eingeführt oder noch im Entſtehen begriffen. Dem Wunſch
der Bahnauſſichtsbehörden, der Kriegsamtſtelle Magdeburg, des Fuhr
amts und ſonſtiger intereſſierter Kreiſe aus Handel und Jnduſtrie, da
hieſige ſtädtiſche Straßenbahnunternehmen ebenfalls zur Linderung der
allgemeinen Transportſchwierigkeiten heranzuziehen, glaubte daher auch
der Halleſche Magiſtrat ſich nicht länger entziehen zu können, umſo-
weniger, als ſonſt dem Straßenbahnbetriebe diejenigen Motorwagen,
die durch die von der Kriegsamtſtelle angeordneten Betriebseinſchrſir pi

Indes blieb in bezug auf die Geſtaltung dieſes Trahspoln n
Halle nur die Möglichkeit übrig, den Güterverkehr in der Weiſe einzu
richten, daß die auf dem Güterbahnhof ankommenden oder dahin zu be-
fördernden Güter auf Rollwagen uſw. verladen werden, die in feſter
oder loſer Verbindung auf neu zu beſchaffende Rollböcke oder W
geſtelle geſetzt und durch die überſchüſſigen Motorwagen an- und ab
gefahren werden. Da hierzu verwendbare Untergeſtelle von alten
Motorwagen bei der Straßenbahn nicht vorhanden ſind und, wie durch
Umfrage feſtgeſtellt wurde, auch von anderen Bahnen nicht zu erlangen
waren, iſt Halle auf die Beſchaffung von Rollböcken angewieſen. Von
der Vermittlungsſtelle Deutſcher Straßenbahnen wurden verſtellbarre
Rollſchemel der Straßenbahn-Güterzug-Studiengeſellſchaft Düſſeldor
(Syſtem Bräuer-Hartmann) empfohlen. Da deren Beſichtigung an Orr
und Stelle und im Betriebe der Straßenbahn zu Düſſeldorf, die ſie in
Verbindung mit beſonderen Automobilanhängern eingeführt hat, be
friedigte, hat der Magiſtrat alsbald der großen Dringlichkeit wegen
ohne die Zuſtimmung der StadtverordnetenVerſammlung abwarten zu

Hans Dampf in allen Gaſſen.
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Es konnte unmöglich lange ein Geheimnis bleiben, war
um die brillante Ouvertüre dreimal blind abgefeuert worden
ſei. Hans Dampf hatte ſelber die Urſache ausgeplaudert.
Vielleicht wäre die zartnervige Fürſtin ſeine dankbare Für-
ſprecherin geworden; allein ſie vernahm eben ſo ſchnell, daß
Hans Dampf durch ſeinen Einfluß der wirkliche Urheber nicht
nur der bekatzten Ehren- und Triumphpforten, ſondern auch
überhaupt des erſchrecklichen Katzenlärmens geweſen ſei, deſſen
ſie, wie ſie verſicherte, zeitlebens eingedenk ſein würde. Da-
durch mußte der Sturz des Ordenskanzlers unvermeidlich
werden. Die Fürſtin, bei ungnädiger Laune, befahl ihm,
den Hof zu meiden; der Fürſt, um ſich und ſeiner Gemahlin
Genugtuung zu verſchaffen, wies ihn ſogar aus dem Lande.

Hans Dampf, bei dem ſich die Hiobsbotſchaften durch
kreuzten, kratzte ſich hinter den Ohren und ſeufzte: „Undank
iſt der Welt Lohn!“ packte ein, hüllte ſich in ſeine Tugend
und reiſte nach Lalenburg ab.

Ein großer Mann iſt, wenn er auch fällt, groß. Sein
Sturz erſchüttert ganze Reiche. Als Alexander ſtarb mußte
ſein ungeheures Gebiet von den Mündungen der Donqu und
des Nil bis zum Jndus und Ganges unter Strömen Blutes
vergehen, und Karls des Großen Weltreich zertrümmerte, als
der Schöpfer desſelben verſchwand. So mußte auch, als der
große Hans Dampf geſtürzt ward, der Staat von Luchſenſtein
bis auf die letzte Spur verſchwinden, und ein großer Krieg zu
Land und zu Meer zwiſchen Frankreich und England war die
Folge vom Rückzuge des Ordenskanzlers, wie ſich aus der ge
heimen Geſchichte der Höfe damaliger Zeit ſehr leicht und mit
Urkunden beweiſen läßt, die aber zu lang und zu langweilig
wären, hier eingerückt zu werden.

Der Ordenskanzler hatte nämlich kaum die Reſidenz ver
laſſen, als ein franzöſiſcher Extrakurier ankam, der ſich nach
ihm erkundigte, um ein Paket an ihn abzugeben. Dieſe Er
ſcheinung machte um ſo größeres Aufſehen, weil das Deutſche
Reich damals mit Frankreich in großer Spannung war.
Fürſt Nicodemus ward von der Ankunft des Extrakuriers be
nachrichtigt, und zugleich äußerten die Feinde des vertriebenen
Hans Damnpf, dieſer möchte wohl in verräteriſchem Briefwechſel
mit der franzöſiſchen Krone ſtehen. Nicodemus fand die
Sache ſehr wahrſcheinlich, weil er ſeinen Hans Dampf in allen
Gaſſen kannte, und gab Befehl, den Extrakuvier zu verhaften.
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in dem Paket wahr-

Der Magiſtrat von

Der Extrakurier mochte wegen Eile und Wichtigkeit
ſeiner Sendung lärmen, wie er wollte, er mußte warten, bis
die Sache ins reine gebracht war. Man fand bei ihm nichts,
als noch ein Paket mit den ſchönſten Zobel- und Hermelin-
Pelzen, nebſt einem Brief an den Aufſeber der Garderobe
Sr. Mafeſtät des Königs von Frankreich. Aber der König
ſelbſt hatte die köſtlichen Hermeline und Zobel beſtellt, weil
ſie damals zur neueſten Mode in der Pariſer Damenwelt
gehörten, und er ſie ſeiner Geliebten zum Neujahrstage ver-
heißen hatte. Bisher hatte nur die Gemahlin des engliſchen
Geſandten das Vergnügen, im ſchönſten Hermelin es dem
ganzen Hofe zuvorzutun.

Nun kam der Neuighrstag, aber der Ertrakurier nicht.
Vergebens ſetzte der König den Garderobeaufſeher in die
Baſtille und entſchuldigte er ſich bei der eigenſinnigen Ge
ſiebten. Dieſe weinte vor Zorn, da ſie am Neujahrstage der
ſtolzen Britin an Pracht nachſtehen mußte, und verſagte dem
Monarchen auch die kleinſte Gunſt. Der König war in höchſter
Verzweiflung und erhielt keine Hoffnung zur Beanadiaung.
bis er verſprach. die hochmütige Engländerin aus Frankreich
zu entfernen. Schon waren ohnehin im Kobinett die Stim
men geteilt, ob man mit Engſond wegen einiger Anſprüche
Krieg anfangen ſolle oder nicht? Jetzt gab der König den
Ausſchſag „Krieg“; der engliſche Geſandte mußte ſogleich
Poris verloſſen, nicht minder die Frau Geſandtin mit dem
koſtbaren Pelzwerk. Blut ward in Land und Seeſchlachten

Dieſer, ſchon abgereiſt, ward glücklich eingefangen und zurück ſtromweiſe vergoſſen; ein Staat um den andern in den Kampf
gebracht. Er leugnete nicht, mit Hans Dampf bekannt zu
ſein; aber daß das für denſelben mitgebrachte Paket eine
Perücke ſei, nach der neueſten Mode, die der Kurier aus
Gefälligkeit für Hans Dampf in einer der größten Haupt
ſtädte gekauft und ihm nun nach Lalenburg geſandt habe,
wollte kein Menſch glauben. Es ward glſo ein Begehren an
den Magiſtrat von Lalenburg geſchickt, daß derſelbe das für
Hans Dampf angekommene Paket überſenden und den Ordens-
kanzler einſtweilen verhaften ſolle, weil
ſcheinlich Spuren einer großen Verſchwörung gegen das heilige
römiſche Reich enthalten ſein dürften.
Lalenburg gehorchte mit großem Eifer, konnte ſich aber der
Neugier nicht erwehren, die Schachtel zu öffnen, um die
Spuren der ungeheuren Verſchwörung ſelbſt zu beſichtigen.
Der Anblick der majeſtätiſchen Alongenperrücke ſetzte nun den
Witz aller Ratsherren von Lalenburg in Verzweiflung, wie
dies zottige Geſchöpf mit dem heiligen römiſchen Reiche in
gefährlichen Verbindungen ſtehen könne? Darüber ward lange

verflochten; mancher ging dabei ganz zugrunde, wie zum Bei-
ſpiel Luchfenſtein. Denn da der Extrakurier, nachdem er ſich
gerechtfertigt hatte, endlich, aber zu ſpät, nach Paris kam, und
die Urſache ſeiner Verſpätung meldete, ward dem Hauſe Luch-
ſenſtein Untergang geſchworen, der Schwur erfüllt.

An allen jenen Tränen, Kriegen, Blutſtrömen und
Staatenverwandlungen war nichts Urſache, als der Sturz des
großen Hans Dampf. Wäre er in der Gnade des Fürſten ge
blieben, hätte er über die Perücke Auskunft geben können,
wäre ſeine Vaterlandsliebe nicht verdächtigt und verleumdet
worden: Alles würde einen andern Gang genommen haben.

Er ſelbſt nahm, wie geſagt, ſeinen Gang nach Lalenburg.
Hier hatte das tauſendzüngige Gerücht ſchon vor ſeiner Ankunft
Kunde von ſeiner Verungnadigung gegeben. Sogleich nahm
der wohlweiſe Rat den Schattenriß des Ex-Ordenskanzlers aus
dem Verſammlungsſaal hinweg und faßte den Beſchluß, künfſ
tig keinem Sterblichen bei deſſen Lebzeiten mehr den Bei-
namen des Großen zu geben, oder ihm Denkmale zu errichten,
als da ſind Obelisken, Bildſäulen, Silhouetten, Pyramiden
und dergleichen. Nun wollte kein Lalenburger ihm je ge
ſchmeichelt haben: nun desavouierte der Stadtrat alle an den
ſelben ergangenen Deputationen; nun ſchwur jeder, er habe
nie mit ihm in freundſchaftlichen Verhältniſſen geſtanden; nun
machte man Schmähſchriften und Spottgedichte auf den „er-
großen Mann“; nun hieß ihn jeder den kleinen Mann; jo
viele fanden ihn ſo klein, daß ſie ſich gar nicht erinnerten, ihn
recht gekannt zu haben.

Hans Dampf mußte wirklich ſelbſt über das kurze Ge
dächtnis der Lalenburger erſtaunen, als er in ſeiner Vater
ſtadt ankam und ihn jeder wie einen wildfremden Menſchen
angaffte, und nichts von ihm wiſſen wollte. Das ſchreckte ihn
aber nicht, beſonders als er bemerkte, daß die Töchter ſich
ſeiner noch am beſten erinnerten. Da ſagte er jeder etwas
Süßes und verſprach jeder, ſie müſſe einmal Frau Bürger
meiſterin werden, wenn er Bürgermeiſter würde. Dergleichen
vergißt ein Mädchen ſo leicht nicht. Der Bürgermeiſterſchaft
erwähnte er aber aus dem Grunde, weil der Amtsbürgermeiſter
wenige Tage zuvor des nachts Hals und Bein gebrochen hatte,
indem er in einen tiefen Graben geſtürzt war, längs deſſen
Abhang der Magiſtrat verſäumt hatte, ſtatt des verfaulten ein
anderes Geländer zu ſetzen. Der Seligverſtorbene hatte ſelbſt
kräftig gegen Wiederherſtellung des Geländers geſprochen,
teils aus Sparſamkeit, teils aus dem Grunde, weil ſeit Men
ſchengedenken niemand in den Graben gefallen wäre.

(Fortſetzung folgt.)

kungen frei geworden ſind, zwangsweiſe entzogen werden würden



wwnnen bereits 12 Rollſchemel zum Pretſe von 4200 M. das
Stück und 12 auf dieſe aufzuſetzende Automobilanhänger mit einer Trag-
fähigkeit bis zu 100 Ztrn. zum Preiſe von 4500 M. für das Stück de
ſtellt. Wann die Lieferung, die möglichſt beſchleunigt wird, erfolgen
kann, läßt ſich unter den gegenwärtigen Verhältniſſen ne nicht mit
Beſtimmtheit vorausſagen. Der Gütertransport mit der Straßenbahn
kann aber beginnen, ſobald ein Teil der beſtellten Rollſchemel und An

eingetroffen iſt. Intereſſenten ſind in genügender Anzahl vor
weitere werden ſich nach Eröffnung des Betriebes einfinden.

Die Regelung der An und Abfuhr der Güter vom und nach dem
Güter- und Eilgüterbahnhof iſt von der Verwaltung vorbereitet. Nach
dem bisherigen Ergebnis der Verhandlungen mit den Beteiligten (Fir-
men, Fuhramt und Eiſenbahndirektion) wird nur ein kleiner Teil der
Intereſſenten Anſchlußgleiſe zu ihren Grundſtücken auf ihre Koſten legen
laſſen. Jn allen übrigen Fällen wird das An und Abtollen der An

nger von und zu den Straßendahngleiſen entweder durch die inter
eſſlerten Firmen, ſoweit ſie über die nötigen Arbeitskräfte und Pferde
verfügen, ſelbſt beſorgt oder durch das Fuhramt unter Mitwirkung eines
Spediteurs auf Koſten der Empfänger. Das Fuhramt übernimmt auch
das Be und Entladen der Wagen auf dem Bahnhofe, während die
Straßenbahn lediglich die Beförderung auf den Straßenbahngleiſen be
ſorgt.W Zur Erleichterung der An und Abfuhr wird ferner beabſichtigt,

oon dem auf dem Güterbahnhofe hergeſtellten Verwundeten-Trans-
portgleis eine Abzweigung nach rechts in einer Länge von etwa 70 m
mit einem Koſtenaufwande von rund 5000 M. herzuſtellen. Auf dieſer
Gleisabdzweigung beginnt und endigt der mit der Straßenbahn auszu-
führende Gütertransport. Die Koſten der Herſtellung dieſes Gleiſes
werden von der Straßenbahnverwaltung ausgelegt und ſind bei der
Berechnung des Beförderungspreiſes mit berückſichtigt. Die anfängliche
Abſicht der Herſtellung dreier Anſchlußgleifſe auf dem Güterbahnhof iſt,
weil ſie ſich als unpraktiſch erwies, fallen gelaſſen worden.

Die Beförderung eines beladenen Anhängers (einſchl. leerer Hin-
oder Rückfahri) verurſacht nach vorgelegter Berechnung der Straßenbahn-
direktion bei einer durchſchnittlichen Entfernung von 3 km auf volle Mark
abgerundet 14 M. Unkoſten. Es empfiehlt ſich die Einführung eines
Tourentarifs (alſo nicht eines Gewicht starifs), der in folgender
Höhe vorgeſchlagen wird:

bei einer Benutzungsdauer für Ende tere
bis 3 Stunden über 3 Stunden iiber 4 Stunden

vis 3 km 14. M. 20. M. 5 M. mehr
über 3 km 20. M. M. 5 M. mehr

Die Drei-Kilometer-Zone umfaßt die Jnnenſtadt bis Jnfanterie-
kaſerne, Provinziglmuſeum und Volkspark und reicht auf der Außenlinie
Halle- Reideburg bis Büſchdorf (Weiche bei Dreſcher).

Bei einer durchſchnittlichen Beladung eines Anhängers mit nur 70
Jtrn. (Höchſt-Ladegewicht 100 Ztr.) veträgt daher die Beförderungs-
gebühr:

bei einem Satze von 14. M. u20 M. rund 29 Pf. für 1 Jentner und
u 26. M. rund 37 Pf. für 1 Zentner.

Außerdem ſollen den Teilnehmern an dieſer Beförderung bei einer
größeren Jn anſpruchnahme beſondere Vergünſtigungen gewährt werden.

Die Vorlage wurde nach kurzen, inſtruktiven Darlegungen zweier
Stadtverordneten über das ganze Projekt einſtimmig angenommen.

Entfernung

26.

rund 20 Pf. für 1 Zentner,

Einlöſung von Finsſcheinen bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe. Die
ſtädtiſche Sparkaſſe nimmt von ihren Einlegern oder Kriegsanleihe-
jeichnern vom 20. März an die am 1. April fälligen Zinsſcheine zu den
Reichs und Preußiſchen Staatsanleihen, insbeſondere 5proz. Kriegs-
anleihen zur baren Einlöſung oder Gutſchrift auf Sparbücher an. Es
wird dringend empfohlen, die Einlöſung oder Gutſchrift ſchon jetzt zu
bewirken und nicht damit bis zum Fälligkeitstermine zu warten, weil
der Andrang der Sparer an den letzten Tagen des März und den erſten

s e erfahrungsgemäß ſtets ein ſehr ſtarker iſt und die Abfertigung
4. die Prüfung, der Zineſcheine dann erſhwgt r.

Dir Siraggen ſauber halten! In letzter Zeit werden die Straßen
der Stodt wieder ſehr häufig durch Papier, Straßenbahnfahrſcheine,
Scherben und dergleichen ſtark verunreinigt. Auch nach dem Abladen
von Kohlen und dem Abfahren von Aſche erfolgt in den ſeltenſten
Fällen eine gründliche Reinigung der Straßen. Es wird darauf hin-
gewieſen, daß nach der Straßenpolizeiverordnung alle Verunreinigungen
er Straßen, wozu auch das Wegwerfen von Papier gehört, verboten
ſind. Zuwiderhandelnde unterliegen nicht nur der Beſtrafung, ſondern
ſind auch verpflichtet, die fortgeworfenen Gegenſtände ſofort wegzu-
ſchaffen und die betreffende Stelle gründlich zu reinigen.

Stadtbadverkehr. Vom 1. April an ſind im Stadtbad alle
Bäder von frikh 7 Uhr dis abends 8 Uhr geöffnet. Davon gilt für
die römiſch-iriſchen Bäder folgendes: für Herren Sonntags vor-
mittags von 7 bis 12 Uhr, Montags und Donnerstags vormittags
von 7 bis 1 Uhr, Dienstags und Freitags nachmittags von 1 bis
8 Uhr, Mittwochs und Sonnabends vormittags von 7 bis t Uhr und
nachmittags von 1 bis S Uhr; für Damen, Montags und Donners-
tags nachmittags bis 1 bis 8 Uhr, Dienstags und Freitags vor-
mittags von 7 vis 1 Uhr, Mittwochs und Sonnabends nachmittags
von U bis 4 Uhr. Die Schwimm-, Wannen- und Brauſebäder ſind
für beide Geſchlechter an den Wochentagen von früh 7 bis 8 Uhr
abends, Sonntags von früh 7 bis 12 Uhr mittags geöffnet.

Teilweiſe n des Hecbſtgemäſes. Die Reichsſtelle
für Gemüſe und Obſt, Verwaltungsobteilung, hat an die ihr unterſtellten
Stellen nachſtehende Anweiſung gerichtet: Mit Genehmigung des Herrn
Staatsſekretärs des Kriegsernährungsamtes wird alles Herbſtgemüſe,
welches nicht durch Lieferungsverträge gebunden iſt, in der bekannten
Weiſe der Zwangserfaſfung unterworfen werden. Es darf mithin
jeder Anbauer zwar für ſich behalten, was er in ſeinem Haushalt ver
brauchen und in ſeinem Betriebe verarbeiten will, geht er aber dazu
über, Ware im Handel abzuſetzen, ſo beſtimmt die Reichsſtelle für Ge-
müilſe und Obſt oder die ihr nachgeordnete zuſtändige Stelle, wohin die
Ware zu leiten iſt und wer ſie zu erhalten hat. In keinem Falle
wird dann ein höherer, wahrſcheinlich aber ein niedrigerer als der
Lieferungsvertragspreis gezahlt werden. Es iſt hiernach in dieſem
Jahre gänzlich ausgeſchloſſen, daß ſich ein Anbauer, der keinen Liefe-
rungsvertrag abſchließt, für eine Ware einen höheren Preis ſichern
kann, als ihn derjenige Anbauer erhält, der ſich. durch Lieferungs
verträge bindet. Das Gegenteil dürfte vielmehr beſtimmt eintreten.

Zuckertütenverbot. Auch in dieſem Jahre wird der Verkauf
und die Schauſtellung von Schultüten (Oſtertüten) ſowie ihre Ver-
teilung in oder vor den Schulen vom Magiſtrat verboten. Unter
Schultüten (Oſtertüten) ſind Tüten zu verſtehen, die mit Süßig-
eiten oder Spielſachen gefüllt ſind und den Kindern früher bei
Einführung in die Schule gegeben wurden.

Von der ärzklichen Berakungsftelle für abnorme und abwegige
Kinder in Halle. Profeſſor Dr. G. Anton lenkt die Aufmerkſamkeit auf
den Uebelſtand, daß im letzten Jahre bei den unterſuchten Kindern be-
ſonders häufig im Kote die Maden oder Springwürmer (Oxyuris) ge-
funden werden, in dieſem Monat faſt 40 Prozent der beratenen Fa-
milien. Dieſe Würmchen ſind nicht harmlos, ſie können Blaſenkatarrh,
Schlafſtörungen, nervöſe üble Gewohnheiten bei Kindern hervorrufen,
deren Urſache ſonſt nicht aufgedeckt wird. Häufig ſind ganze Familien,
einſchließlich der Mutter, behaftet. Zur Vorbeugung iſt wichtig: Sauber-
keit der Hände, beſonders vor den Mahlzeiten, auch öfteres Waſchen
der Bettwäſche und Auskochen der Tiſchwäſche. Ueber die Behandlung
kann jeder Arzt ausreichend Beſcheid geben und die Behandlung iſt drin
7 nötig. Als volkstümlich kommen in Betracht: Ausſpülung des

ſtdarms mit Knoblauchabguß, auch mit Thymollöſung. Von inneren
Mitteln J (Santonin), auch Rhizinusöl, Urotropin. In
letzter Zeit ſind Gelonida-Paſtillen von der Firma Goedecke- Berlin billig
hergeſtellt. Die Behandlung muß mehrfach wiederholt werden.

Regelung des Kurorl- und Sommerfriſchenverkehrs. Die Som
merfriſchen und Kurorte werden, wie von zuverläſſiger Seite aus Ber
lin gemeldet wird, in dieſem Sommer vorausſichtlich noch mit größeren

ten zu kämpfen haben als bisher. Der Bundesrat wird
O in dieſen Tagen mit Vorſchlägen des Kriegsernährungsamts zu be-

haben, die ein Rahmengeſetz empfehlen, das den Zentralbehörden
in den Bundesſtaaten die Ermächtigung geben ſoll, von den Sommer

lten, deren Anweſenheitriſchen und Aarorten alle Pexſonen fernzu
Von dieſer Fernt E wi t ifü önnte.dein e ab beee en werden, die ſicherſonen n

g. Berufs und Erwerbszwecken dort aufhalten, en ſollen den
andesbehörden Befugniſſe eingeräumt werden, J

den Aufenthalt auf vier Wochen und weniger zu beſchränken. Nur
Beſuche der nächſten Verwandten der Kurgäſte werden zugelaſſen, an

dere Beſuche zu c Nur für ſolche Orte, die UÜder eine
entſprechende Ledensmittelreſerve verfügen, oder denen ſolche in Aus
icht ſtehen, können ugelaſſen werden. Weiter wird die
chließun er Orte für jeden Juzug auf die Dauer von vier Wochenerwogen, ſo s nicht ein amtliches ärztliches Zeugnis für die dringende

Notwendigkeit der Kur vorliegt. Es kann ferner die Höchſtzahl der in
den Kurorten Aen remden behördlich feſtgeſegt und die öf
fentliche Anpreiſung von Wohnungen und Penſionen verboten werden.
Wo es nötig iſt, ſollen die Privatpenſionen konzeſſioniert und damit den
ſogenannten wilden Penſionen ein Riegel vorgeſchoben werden.

Noch eine Jeilung. In das hieſige Handelsregiſter iſt einge
tragen worden: Halliſches Tageblatt, Anzeiger für Stadt und Land,
Zeitung für Bürgerintereſſen und Mittelſtandsfragen. r ft mit
beſchränkter Haftung. Gegenſtand iſt die Herausgabe und der Vertrieb
einer Tageszeitung. Das Stammkapital beträgt 20 000 M. Ge
führer iſt Verlagsdirektor Robert Poetzſch in Halle. Der Geſellſchafts
vertrag wurde am 6. März 1918 feſtgeſtellt.

Gegen die Ueberteuerung bei Schuhreparaturen. Die Gutachter
kommiſſion für Schuhwarenpreiſe weiſt darauf hin, Je vielfach von
Schuhmachern die geſetzliche Beſtimmung unbeachtet gelaſſen wird, nach
der von allen Geſchäften, die gewrbsmäßig Beſtellungen auf Aus-
beſſerung von Schuhwaren entgegennehmen und Schaufenſter oder
Schaukäſten beſitzen, in den Geſchäftsräumen eine Preisberechnung an
zubringen iſt, die 1. den Betrag für Materialkoſten für Sohlen und Ab
ſatzflecken, 2. den Betrag des zu zahlenden Arbeitslohnes, 3. die Un
koſten, 4. den Gewinn, 5. den dem Beſteller berechneten Preis enthalten
muß. Dieſe Preisberechnung iſt derart anzubringen, daß ſie vor dem
Betreten des Ladens von außen ſichtbar iſt. Solche Geſchäfte, welche
keine Schaufenſter oder Schaukäſten beſitzen, müſſen die n
derart anbringen, daß ſie für jedermann ſichtbar und lesbar iſt. eiter
hin wird auch wiederholt gegen die Beſtimmung gefehlt, daß den
Kunden bei Abgabe der Reparatur ein Begleitſchein übergeben werden
ſoll, welcher 1. den Namen und den Ort der gewerblichen Niederlaſſung
des 2. die Art der Ausbeſſerung und den dafür be-
rechneten Preis in deutſcher Währung, 3. den Monat und das Jahr, in
dem die Ausbeſſerung ausgeführt worden iſt, zu enthalten hat.

Warnung vor einem Schwindler. In letzter Zeit hat hier ein
Schwindler verſchiedene Perſonen dadurch geſchädigt, daß er ihnen Pa-
kete, die angeblich von Bekannten außerhalb Halles unter Poſtnachnahme
abgeſchickt waren, überbracht und dabei die recht hohen Nachnahme-
beträge eingezogen hat. Die Pakete, die keine Poſtoermerke wie Auf-
gebennummer und Nachnahmezettel trugen, enthielten Mauerſteine und
andere wertloſe Gegenſtände. Derſelbe Schwindler hat verſucht, unter
Vorzeigung gefälſchter Rechnungen uſw. Geldbeträge einzuziehen und ein
Sparkaſſenbuch einzufordern. Beſchrieben wird er als junger Menſch
von 15 bis 18 Jahren mit blondem Haar und vollem Geſicht. Er trug
eine Poſtmütze und einen ſchwarzen Umhang ohne roten Vorſtoß und er
weckte dadurch den Eindruck, als ob er im Dienſt der Poſt ſtände. An
gaben, die auf die Spur des Täters führen können, ſind beim Poſtamt
2, Thielenſtraße 2 a, Zimmer 100 Fernſprecher 7551) zu machen. Für
die Ermittlung des Täters hat die Poſtverwaltung eine Belohnung aus-
geſetzt. t

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadttheater. Heute, Dienstag, „König für einen Tag“, Mitt-woch „Meine Frau, die Hofſchauſpielerin“, Donnerstag „Die Jauber-

flöte“, Freitag „David“, Sonnabend „AltHeidelberg“, Sonntag
nachmittag 3 Uhr Volksvorſtellung „Ein Volksfeind“, abends 74 Uhr
Erſtaufführung „Gunlöd“, Oper von Cornelius, in der Bearbeitung
von Prof. von Baußnern.

StadtverordnetenVerſammlung
Halle.

Ordentliche Sitzung vom 18. März.
Wanderausßellung für Kindererziehung. Der Magiſtrat hat be

ſchloſſen, die Wäſderausſtellung des Zentralinſtituts für Erziehung
und Unterricht in Berlin „Das Kleinkind“ hierher ſenden zu laſſe
und für die Ausſtellung die Zeit von Mitte April bis Mitte Man
in Ausſicht zu nehmen. Als Ausſtellungsraum ſoll die Aula des
Lyzeums benutzt werden. An Koſten dürften 2300 M. erwachſen.
Davon würde die Einnahme an Eintrittsgeld abgehen, das an
einigen Tagen der Ausſtellungszeit erhoben werden ſoll. Dieſem
Beſchluß trat das Kollegium bei.

Ausbau des Kriegshinterbliebenen-Fürſorgeamtes. Der Magi
ſtrat hat beſchloſſen, die Leitung der Beratungs- und Fürſorge-Ab-
teilung des ſtädtiſchen Kriegshinterbliebenen-Fürſorgeamtes einer
ſozigl geſchulten Frau zu übertragen und für die neu zu gründende
Stelle, die keine Beamteneigenſchaft erhalten ſoll, ein Gehalt von
zunächſt 1800 M. jährlich (zuzüglich der üblichen Teuerungszulage
und Kriegsbeihilfe während der Dauer des Krieges) zu bewilligen.
Auch dieſer Beſchluß wurde genehmigt.

Erhöhter Zuſchuß für Säuglingéeſchutz. Der Magiſtrat hat be-
ſchloſſen, der Geſellſchaft für Säuglingsſchutz zum Betrieb der
Milchküche für die Rechnungsjahre 1917 und 1918 einen Zuſchuß von
je 4000 M. zu bewilligen. Die Stadt gab für dieſen Zweck im
laufenden Jahr bereits 66500 M. Der erneute Zuſchuß hat ſich des
halb notwendig gemacht, weil infolge der bedeutenden, 40 bis
50 Prozent vetragenden Preisſteigerung der Materialien, Gehälter
und Löhne die vorhandenen Mittel erheblich überſchritten worden
ſind. Das Kollegium gab ſeine Genehmigung.

Einrichtung von Spielplätzen. Die von der Siadt kürzlich er
worbenen Grundſtücke „Florabad“ und „Goldene Egge“ ſind ſchon
durch ihre günſtige Lage im Freien für Zwecke der Jugendpflege
beſonders geeignet. it Rückſicht auf die durch den Krieg ge-
ſchaffenen beſonderen Verhältniſſe erſcheint es aber dem Magiſtrat
nicht angebracht, ſchon jetzt endgültige Entſchließungen über die
Art der Verwendung der Grundſtücke zu dieſem Zweck zu ſchaffen.
Er hat deshalb veſchloſſen, ſie einſtweilen gls Sommerkindergärten
und Kinderfpielplatz nutzbar zu machen. Beim „Florabad“ läßt ſich
dies nach Abbruch der dem Badebetrieb bisher dienſtbar geweſenen
Baulichkeiten durch Herrichten des Gartens, Schaffung eines Ab-
ſchluſſes gegen die Saale und geringe Ausbeſſerungen am Wohn
haus mit mäßigen Koſten errichten. Das Wohngebäude der
„Goldenen Egge“ ſoll zunächſt weiter vermietet bleiben. Der ihm
gegenüberliegende Wirtſchaftsgarten jedoch wird zu einem Kinder
ſpielplatz umgeſtaltet. Die geſamten Koſten ſind auf 6900 M. ver
anſchlagt worden. Sie wurden debattelos bewilligt.

Das Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt ſoll in ſeinen für 1917
bereitgeſtellten Mitteln von 2100 M., die zur Beſchaffung der
Chemikalien, Apparate, Glasſachen uſw. dienen, um 1300 M. ver-
ſtärkt werden, was die Verſammlung guthieß.

Begleichung der geſamten Stadtbahnſchulden. Die Stadtgemeinde
Halle hat bekanntlich am 1. April 1917 die Stadtbahn von der Allge
meinen Elektrizitäte- Geſellſchaft Berlin für 4900 000 M. abge
kaunft. Die damals gleich fällig geweſene 1 Million Mark iſt von der
ſtädtiſchen Sparkaſſe geliehen worden. Dieſe erklärt ſich nun bevreit,
auch den Reſtbetrag von 3 900 000 M. als Darlehen zu gewähren,
trotzdem die völlige Begleichung noch bis 1921 Zeit hätte. Da dieſes
Anerbieten ſehr günſtig iſt (455 Prozent Zinſen), hat der Magiſtrat
ſofort zugegriffen und erſuchte nun um nachträgliche Genehmigung.
Dieſe wurde auch ohne Debatte gegeben.

Ackerverpachtungen. Der Magiſtrat hat die Verpachtung des
zwiſchen dem Klausberge und der Seebener ſowie Trothaer x
gelegenen ſtädtiſchen Ackers an den Landwirt Ohmann zum Preiſe
von 55 M. pro Morgen auf 6 Jahre beſchloſſen, weiterhin die
Verpachtung des ehemaligen Wolterſchen Ackers in der
Wörmlitzer Flur (rund 19 Hektar) an die Halleſche Aktienbrauerei
zum Preiſe von 45 M. pro Morgen auf ebenfalls 6 Jahre beſchloſſen.

250 Gramm Marmelade, Preis125 e Gri g

Vieſen t gab das Kollegtum zu, der zweiten aber
erſt nach längerer

Die B LehmannStiſtung. Der Magiſtrat beantragte, den
Entwurf des Hauthaltsplanes der Bethcke-Lehmann Stiftung für
1018 zu genehmigen in Einnahme und Ausgabe für die z
ſtiftung auf 104 für das Jugendheim auf 35 100 M. feſtzu-
ſetzen. Der Plan wurde genehmigt.

Beratung des Sta shaltöplanes für 1918. Der Anfang
wurde mit einigen e Kapiteln r Das Gaswert

ließt in Einnahme und Ausgabe mit 8 880 100 M. ab, das Slek.rigitätswerk mit 2 403 050 der Schlachthof mit 408 835 M., die
Straßenbahn mit 2206 670 M., der Friedhof mit 8319 378 M., dasLeihamt mit 40 260 M., das Alters und eim mit 185 500 M,
die Theodor Schmidt Stiftung mit 24 Sämtliche Etats
wurden ohne jede Debatte angenommen.

Darauf fand noch eine kurze geſchloſſeneSitzung ſtatt.

Aus der Provinz.
Weißenfels. Diebſtähle. Vorige Woche iſt aus der im

Kruge gelegenen Ziegeli ein etwa 15 Meter langer, 8 Zentimeter
breiter und 5 Millimeter ſtarker Treibriemen geſtohlen worden.
Weiterhin wurden aus dem Grundſtück Zeitzer Str. 24 4 Gänſe, 3
Enten, zehn Hühner und elf Kaninchen geſtohlen. An der Ausfüh-
rung des Diebſtahls haben ſich mehrere Perſonen beteiligt, die
einen Teil der Tiere an Ort und Stelle abgeſchlachtet haben. An
gaben erbittet die PolizeiJnſpektion.

Querfurt. Dreiſter Schwindler. Im Kreiſe treibt ſich
ſeit einiger Zeit ein Schwindler umher, der ſich Hans Teichmann
aus Querfurt nennt und unter der Angabe, er ſei Beauftragter des
Landratsamtes, bei den Landwirten Nachprüfungen der Mehl- und
Getreidevorräte vornehmen will, dann aber Geld dadurch zu er
langen fucht, daß er ſich in Fällen begangener Getreidehinter-
iehungen die hinterzogene Getreidemenge bezahlen läßt, wobei er
n Landwirten vorſchwindelt, ſie gingen dadurch einer Be ng

aus dem Wege. Der Landrat warnt vor dieſem Schwindler underſucht um ſeine Feſtnahme. 8
Naumburg. Beſſerſtellung in der Ernährung,

Die Stadt Naumburg war im Degember 1917 in eine niedrigere
Zuteilungsklaſſe verſetzt worden. Auf die wiederholten Vorſtellungen
der Stadt hat der Oberpräſident Naumburg wieder in die frühere
Klaſſe eingereiht, ſo h hinſichtlich der Nährmittelzu-
teilung wieder den Nachbarſtädten ißenfels und Zeitz gleichſteht.Gegen die Herabſetzung der Fleiſchration ſind gleich als Vor-
ſtellungen erhoben worden. Eine Entſcheidung hierüber iſt noch
nicht ergangen.

Zuckermarken-Ausgabe. Bei der letzten Ausgabe
der Lebensmittelkarten ſind Zuckermarken nicht mit zur Ausgabe
gelangt. Die Verteilung dieſer Marken ſoll jetzt und auch weiterhin erſt in der letzten Woche alſo Ende des Monats ſtattfinden, da

die Gültigkeit diesmal erſt mit dem 1. April beginnt, außerdem
auch der Zucker ſchon vorher auf die Marken verkauft wurde.

Doppeltes Unglück. Am Freitag abend in der elften
Stunde wurde der meiſter Richard Wagner von hier, ein etwa
60jähriger Mann, auf dem Hauptbahnhofe von einer herannahenden
Lokomotive erfaßt, ükerfahren und ihm beide Beine unterhalb der
Knie weggeriſſen. Der Bedauernswerte, der außerdem einen Arm
bruch dabei erlitt, wurde nach einer hieſigen Klinik befördert, wo
er bald darauf ſeinen Wunden erlag. Um dem Schwerverletzten
die ſchleunigſte Hilfe angedeihen zu laſſen, war ein andever Bahn-
beamter, namens Daßler, ſo ſchnell ihn ſeine Beine zu tragen ver-
mochten zum Arzt geeilt, drach aber in der Nähe des Bahriſchen Hofes
W 7 wohl von einem Herzſchlag getroffen, und war alsbald
eine Leiche.

3 bensmittelverteilung. Jn der Zeit vom 19.bis See gelangen zur Verteilung: auf Eiertarte vö 18. März

bis 14. April ein Ei, Preis 34 Pf. ernſt Abſchnitt 28,
Pf. auf Lebensmittelmarke 112

eß, Preis 8 Pf. Es gelangen zum Verkauf: Eier von
Donnerstag an und Marmelade von Freitag an in den durch Aushang
kenntlichen Geſchäften, Grieß von Sonnabend an dort, wo er beſtellt iſt.

Hohenmslſen. Viehdiebſtahl. Im benachbarten Queiſau iſt
wiederum ein ſchwerer Einbruchsdiebſtahl ausgeführt worden. Die Diebe
haben die Eiſenſtäbe am Fenſter des Stallgebäudes des Schobſchen Ge
höftes gewaltſam entfernt, die Fenſter zerſchlagen und ſich ſo Eingang
in den Stall verſchafft. Dort haben die Diebe ein etwa 2 Zentner
ſchweres Schwein und ein f abgeſchlachtet und mit genommen. Ein
Teil der Eingeweide, ſowie die Köpfe der geſchlachteten Tiere und das
Schaffell wurden noch im Schuppen vorgefunden.

Eisleben. Eiſenbahndiebe. Einer Frau aus Naumburg,
die nach hier reiſte, wurde auf der Fahrt zwiſchen Halle und Eisleben
das Geldtäſchchen mit ungefähr 65 M. aus ihrer Handtaſche, die ſie am
Arme trug, geſtohlen.

Sangerhauſen. Einſtellung der Sprengungen. Auf
die vielfachen Beſchwerden der geſchädigten Bürger hatte die Stadt
verwaltung mehrfach das Verlangen geſtellt, die Sprengungen am
Haſentor einzuſtellen, aber die Beſchwerde war von den in Frage
kommenden Behörden damit abgewieſen worden, da im Jntereſſe der
kriegs wirtſchaftlichen Betriebe von einer Einſchränkung oder gar
Aufhebung des Sprengens keine Rede ſein könne. Das war ſehr
bedauerlich, da hiermit die geſchädigten Anlieger auf den Privat-
klageweg verwieſen wurden, die betr. Firma in Eisleben aber
abſolut nicht entgegenkommend zeigte. Nun iſt der aSche auf einmal
ein Ende gemacht, da der oberſte Leiter der hieſigen Eiſenbahn
ſtation, Oberbahnhofsvorſteher Höppner die Frage gelöſt hat. V
folge des BVeweismaterials, Sprengſtücke in der Nähe der
Eiſenbahnſchienen auf dem hnkörper, konnte er wirkſam darauf
hinweiſen, welch große Gefahr die Sprengungen für die Eiſenbahn
und beſonders die kriegs wirtſchaftlichen Transporte in ſich ſchließen.
Dieſe Gefahr erkannte auch die Stadtverwaltung an und auf Grund
des Beweismaterials wurden die Sprengungen, die bis Donnerstag
mitag r hatten, ſofort verboten. Damit iſt die Streitfrage
vorläufig erledigt!

Aus der Partei.
Wo haben die „Anabhängigen“ noch Ausſicht

Der Ausfall der Wahl in Niederbarnim veranlaßt den Vor
wärts zu der ernſthaften Frage, in welchen Wahlkreiſen denn
die Unabhängigen überhaupt noch inigerwaen feſte Aus
ſicht hätten, bei einer Wahl durchzukommen. Man kann dabei auch
an die ſächſiſchen Nachwahlen denken, die gezeigt haben,
daß auch im Kampf gegen die Bürgerli die U-Leute nicht dieſelbe Kraft beſitzen wie die alte Wegia mokratie. Sie konnten

Oſchatz-Wurzen, das 1903 ſchon einmal ſozialdemokratiſch ver-
treten war und 1912 mit knappſter Minderheit verloren wurde, den
Konſexvativen nicht ernſthaft ſtreitig machen, während die alte Partei
den Konſervativen den Wahlkreis Bauhen-Kamenzentriß,
der bisher als ihre unbezwingliche Hochburg in Sachſen galt und
a niemals einen Sozialdemokraten in den Reichstag entſandt

tte.
Zieht man all dieſes in Betracht, ſo ergibt ſich, daß die Unab

hängigen ſo gut wie gar kein ſicheres Mandat mehrbeſitzen. Allenfalls kämen noch Berlin VI und Leipzig-Land
als ſolche in Betracht, aber ſelbſt Berlin VI muß nach dem Ergebnis
der jüngſten Stadtverordnetenwahl im 34. Bezirk und nach dem
Wahlausfall in Niederbarnim als erſchüttert gelten. Der ehren
übrige Beſitz der Unabbängigen erſcheint mehr als unficher. Während
die Sozialdemokratie bei den nächſten Wahlen in mindeſtens 120
Kreiſen gute Ausſichten hat, beſchränken ſich die ernſthaften Aus
ſichten der Ungbbängigen auf ganz wenige Kreiſe.

Nur eine Hoffnung winkt den Unabhängigen noch: das Pro
portionalwahlrecht nach der neuen Vorlage, das ihnen auch
als einer Minderheit in einigen Großſtädten eine Anzahl Mandate
ſichert. Um komiſcher wirkt es, daß die Unabhängigen bereits im
Reichstag erklärt haben, gegen das Geſetz ſtimmen zu wollen,
ihren leiten Rettungsanker bildet.
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